
1

bonjour tristesse
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bonjourtristesse.wordpress.com

Alle Jahre wieder versuchen in Halle Nazis 
eine größere Demonstration abzuhalten. Am 
1. Mai 2017 war es wieder soweit. Das wirk-
lich Spannende dabei: Auch das linke Dorf 
war da. Wir haben uns umgesehen.

Die hallischen Jusos zeigten sich unge-
wohnt kampfeslustig und wollten »Nazis 
wegschulzen!«. Ganz so, als würde sich der 
Heilsbringer aus Würselen nicht gerade an-
schicken, die verlorenen AfD-Seelen mit so-
zialdemokratischer Volksromantik zurück an 
den Tisch der guten Deutschen zu lotsen. Die 
Interventionistische Linke sah hingegen nun 
die Zeit gekommen, den Kapitalismus »durch 
offene und breite Bündnispolitik« zum Teu-
fel zu jagen und behauptete angesichts der 
Frechheit der Nazis, den Kapitalismus als 
Feind des Volkes zu brandmarken, trotzig: 
»Antikapitalismus bleibt antifaschistisch!« 
Das war er – wie wir alle wissen – ja schon 
immer und der Nationalsozialismus eine an-
tifaschistische Kaffeefahrt. Für solche Fein-
heiten aber hat die Interventionistische Lin-
ke längst vorgesorgt: Denn sie sei eine Or-
ganisation, die »lieber Fehler macht und aus 
ihnen lernt, anstatt sich im Zynismus der rei-
nen Kritik zu verlieren.« Die regionale Anti-
fa fuhr weite Teile dessen auf, was sie zu bie-
ten hat und überbot sich mit Mobfotos, -vi-
deos und all den fachkundigen Gemeinheiten 
gegen die debilen Jungs aus der Platte und 
gewann am Ende deutlich mit 4:0. Einer der 
Höhepunkte waren dabei sicherlich die »coo-
len Girls«, die sich mit einer Reminiszenz an 
die Schlagworte der guten alten 1980er Jah-
re mit »Feminismus, Antifa – Nazis boxen ist 
doch klar« vermummt ablichten ließen und 
damit ihre uneingeschränkte Zugehörigkeit 
zum linken Sumpf demonstrierten. Die Frak-
tionen des hallischen Stadtrats erstellten ih-
rerseits in seltener Eintracht ein holpriges 
Papier, das zu Protesten gegen »die Partei 
›Die Rechte‹, in der sich die Feinde der De-
mokratie neu sammeln und die in kein Par-
lament der Bundesrepublik gewählt worden« 
sei, aufrief. Nicht fehlen durfte darin der 
ahistorische Hinweis, dass die Nazis den be-
kanntermaßen seit 1933 arbeitsfreien 1. Mai 
»für ihre Ziele und völkische Hetze missbrau-
chen« würden. Die zwar einst demokratisch 
gewählten, aber seltsamerweise bei den hal-
lischen Volksvertretern dadurch kaum mehr 
Ansehen erhaltenden »Nationalsozialisten«, 
seien es dann gewesen, die mit ihrem »mör-
derischen Nationalismus Europa und unser 

Land in die totale Katastrophe geführt« hät-
ten. Ähnlich geschichtslos argumentierte der 
grüne Landtagsabgeordnete Sebastian Strie-
gel, der vor laufenden TV-Kameras behaup-
tete, dass »der erste Mai als Tag der Arbeit 
eigentlich von Solidarität« künde und es ein 
»infamer Versuch der Neonazis« sei, »sich 
auf diesen Tag immer wieder draufzusetzen.«

Die Leipziger Vertretung der bewegungs-
linken Linientreue, der es seit Jahren ums 
Ganze geht und die Zukunft aufrecht als »un-
written« tituliert, nahm den Naziauflauf zum 
Anlass, sich vorsichtig aus der Deckung zu 
wagen und u.a. Folgendes darnieder zu stot-
tern: »Anstatt Menschen gegeneinander aus-
zuspielen, wollen wir aus verschiedenen Si-
tuationen und Perspektiven für eine solidari-
sche und selbstverwaltete Gesellschaft kämp-
fen. Deshalb haben wir auch kein Interesse 
an unvermittelbaren ›Drecksnest‹-Demons-
trationen, die mit Spaßparolen wie ›Kühe, 
Schweine, Ostdeutschland‹ durch die Stra-
ßen Halles und Geras ziehen. […] An dieser 
Stelle wendet sich Kritik an den Verhältnissen 
in stumpfen Lokalpatriotismus.« Und weil sie 
nicht im Ansatz verstehen, was sie da vor 
sich hinschreiben, war es auch keine Über-
raschung, dass exakt jene Gang, die in den 
Strafexpeditionen in die ostdeutsche Provinz 
Lokalpatriotismus zu erkennen glaubte, am 1. 
Mai mit folgendem Transparent herumstol-
zierte: »Ossis gegen Nazis«. Wir empfehlen 
an dieser Stelle die Lektüre des zitierten Tex-
tes, weil er pars pro toto den erbärmlichen 
Zustand bewegungslinker »Gesellschaftskri-
tik« zeigt und darüber hinaus offenbart, dass 
selbst die Klügeren in diesen Kreisen kaum 
in der Lage sind, auch nur halbwegs korrekte 
und am Ende irgendwie inhaltlich gehaltvol-
le Sätze aufs Papier zu bringen.

Unser erster Preis für die beste Perfor-
mance bleibt trotz harter Konkurrenz aus 
der Messestadt aber diesseits der Stadtgren-
zen und geht in den Halle-Neustädter Unter-
grund: Eine offenbar dort aktive linke Split-
tergruppe gestaltete liebevoll eine mehrere 
Meter lange, mit Hammer und Sichel verzier-
te Tapete und klebte sie öffentlichkeitswirk-
sam an eine Wand zwischen 1-Euro-Shop, 
Trainingshosenmarkt und Arbeitsagentur: »1. 
Mai Halle/Saale: Kommunismus oder Barba-
rei«. Auch wir waren daraufhin kurz in Sor-
ge, können unsere Leser aber beruhigen: Es 
ist Kommunismus geworden.

EDITORIAL

Hurra, das ganze Dorf ist da!

Der Ende März vergangenen Jahres verstor-
bene Hans-Dietrich Genscher wird von den 
Hallensern leidenschaftlich als einer der be-
deutendsten Söhne der Stadt gefeiert. Seit 
seinem Ableben überschlagen sich die Saale-
städter förmlich mit kreativen Ideen, wie der 
ehemalige Bundesaußenminister zu ehren 
sei. So schickte beispielsweise die Hallesche 
Verkehrs-AG einen Linienbus auf die Stra-
ßen, der nicht nur Genschers Namen trägt, 
sondern auch einen gelben Sitz, der an des-
sen gleichfarbigen Pullunder erinnern soll. 
Die City-Gemeinschaft Halle, ein Zusam-
menschluss diverser Innenstadthändler, ließ 
eben dieses Kleidungsstück auf ihrem jährli-
chen Lichterfest mit mehr als 15.000 Teelich-
tern nachbilden. Ein hallischer Trachtenver-
ein – der Genscher 1991 zum »Ehrenschwa-
ger« ernannt hatte – kündigte an, einen Ge-
denksilberbecher anfertigen zu lassen. Hal-
lische Numismatiker prägten dem Halle-
schen Geschichtstaler Genschers Konter-
fei auf. Alte Schulfreunde wurden durch die 
Lokalpresse geschleift. Und der Stadtrat be-
schloss, Genschers Gymnasium – das vor ihm 
schon Reinhard Heydrich besucht hatte – so-
wie den hallischen Bahnhofsvorplatz nach 
ihm zu benennen. Angesichts des nicht enden 
wollenden Gedenkkitschs blickt unser Au-
tor Knut Germar auf die Politik des Ex-Luft-
waffenhelfers zurück und geht der Ursa-
che für Genschers Beliebtheit in Halle nach.

Um in Halle zum Ehrenbürger ernannt zu 
werden, sind drei Dinge nötig. Man sollte am 
besten in Halle oder Umgebung geboren wor-
den sein wie Louis Jentzsch, Gustav Hertz-
berg und Carl Dryander. Schließlich hat es 
sich die Saalestadt in ihrer Provinzialität ge-
mütlich eingerichtet und will dort auch nicht 
so schnell heraus. Es ist ebenfalls von Vor-
teil, der Staatsräson alle anderen Dinge un-
terordnen zu wollen, wie der Erstweltkriegs-
general und spätere Rechtsaußen-Reichsprä-
sident Paul von Hindenburg, der 1933 zum 
Ehrenbürger Halles ernannt wurde. Und es ist 
nützlich, NSDAP-Mitglied gewesen zu sein 
wie Adolf Hitler und Hermann Göring, denen 
1933 und 1934 die hallische Ehrenbürgerwür-
de verliehen wurde.

DER EWIGE HALLENSER 
UND DAS NACHLEBEN 
DES NATIONALSOZIALISMUS.

HANS-DIETRICH 
GENSCHER
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VON DER NSDAP ZUR FDP
Wer alle drei Punkte erfüllt, ist klar im Vor-
teil – so wie der im März 2016 verstorbene 
Hans-Dietrich Genscher: Er wurde in Reide-
burg, das inzwischen von Halle eingemeindet 
wurde, geboren, Genscher war die personi-
fizierte Staatsräson, und er war Mitglied der 
NSDAP. Dieser Parteibeitritt war laut Gen-
scher zwar eine Art Versehen, er selbst sei 
ohne sein Wissen in die Partei aufgenom-
men worden, so Genscher. Wer solche Er-
klärungen allzu unkritisch übernimmt, über-
sieht allerdings eilfertig, dass Genschers Par-
teiaufnahme nicht, wie gern behauptet, 1945 
stattfand, als solche Verfahren teilweise üb-
lich waren, sondern schon 1944, in einer 
Zeit, in der Sammelanträge weitaus unübli-
cher waren als im darauf folgenden Jahr. Wie 
dem auch sei: Nach 1945 trat Genscher in 
der SBZ zielstrebig ausgerechnet jener Partei 
bei, die als die sowjetkritischste der gesamten 
Zone galt: der Liberal-Demokratischen Par-
tei Deutschlands (LDPD). Selbstverständlich 
war die Sowjetunion nie ein Hort der Frei-
heit und des Glücks. Im Gegenteil. Wenn ei-
ne Partei jedoch nur kurz nachdem die So-
wjetunion im Verbund mit den anderen Al-
liierten das Dritte Reich niedergerungen hat, 
wenn sie nur wenige Monate nach der Be-
freiung von Auschwitz durch die Rote Armee 
ein strikt sowjetkritisches Programm entwirft, 
dann entsteht der Verdacht, dass der national-
sozialistische Antibolschewismus hier nur in 
veränderter Form fortgesetzt wird. Insbeson-
dere dann, wenn sie sich recht bald auch für 
ehemalige Nazis öffnet. Auch die FDP, der 
Genscher nach seiner Flucht aus der DDR 
beitrat, war in den ersten Jahren der Bundes-
republik nicht zuletzt ein Sammelbecken für 
ehemalige NSDAP-Mitglieder. Liberalismus 
bedeutete in der Bundesrepublik dieser Jah-
re vor allem eine Laissez-faire-Haltung ge-

genüber ehemaligen kleinen, mittleren und 
ganz großen Nazis. Um keine Missverständ-
nisse aufkommen zu lassen: Selbstverständ-
lich war Genscher nach 1945 kein Nazi. So-
wohl an seiner Biographie als auch an seiner 
Politik lässt sich allerdings exemplarisch zei-
gen, was Theodor W. Adorno meinte, als er 
vom Nachleben des Nationalsozialismus in 
der Demokratie sprach.

LIBERALE TRADITIONEN
Bereits in den Weimarer Jahren herrschte in 
Deutschland jene verkehrte Welt, die hierzu-
lande noch immer existiert: Die Linken ver-
traten Positionen, die zum Repertoire der 
Rechten gehören; die Konservativen erhoben 
Forderungen, die weniger mit dem traditio-
nellen Programm des Konservativismus als 
mit den nationalrevolutionären Vorstellun-
gen der Nazis gemein hatten; und die Libe-
ralen der Deutschen Volkspartei (DVP) traten 
nicht wie ihre angelsächsischen Glaubensge-
nossen für eine Zurückdrängung des Staates, 
für ein Mehr an Bürgerrechten und die Rech-
te des Einzelnen ein, sondern für das Gegen-
teil. Ähnlich wie viele andere deutsche Par-
teien hatten auch die Liberalen in der Weima-
rer Republik einen entscheidenden Anteil da-
ran, den mentalen Boden für den National-
sozialismus zu bereiten. Fritz Bieligk, wäh-
rend des Zweiten Weltkrieges Mitglied der 
antideutschen Gruppe Fight For Freedom, 
brachte diesen Anteil 1943 folgendermaßen 
auf den Punkt: »In den Jahren zwischen 1918 
und 1933 war […] die Deutsche Volkspar-
tei […] der Exponent des aggressiven Nati-
onalismus und hielt den Geist der Rache auf-
recht. Ihre Politik zielte durchweg auf die 
moralische, politische und ökonomische Re-
stauration des deutschen Militarismus, der 
deutschen militärischen Macht und prokla-
mierte die Einheit des deutschen Volkes von 
der ›Linken‹ bis zur ›Rechten‹ im Kampf 
für ›Deutschlands Freiheit‹. […] Für Strese-
mann und die Deutsche Volkspartei war die 
›Deutsche Freiheit‹ ein Synonym dafür, dass 
Deutschland sich von seinen feierlichen Zu-
sicherungen, zur Reparation der Kriegsschä-
den beizutragen, auf die Wiederherstellung 
seiner militärischen Macht zu verzichten und 
die neue Regelung in Europa und die Sou-
veränität aller europäischen Nationen zu re-
spektieren, zurückzieht. Dieser so genann-
te Kampf für die ›Freiheit Deutschlands‹ un-
ter der Führung Stresemanns war daher seit 
1923 ein kontinuierlicher Angriff auf den 
Frieden in Europa, auch wenn Stresemann 
ihn als ›Politik der Verständigung‹ deklarier-
te. Stresemanns größter Erfolg war der Ver-
trag von Locarno. Durch diesen Vertrag wur-
de Deutschland wieder eine Weltmacht, und 
Deutschlands Staatsmänner zögerten nicht, 
diesen Wandel der Position Deutschlands ei-
nige der kleineren Staaten in der Welt sofort 
spüren zu lassen. Unter dem Deckmantel des 
Vertrages von Locarno konnten die Vorberei-
tungen der Aggressionen schneller vorange-
bracht werden. Heute wissen wir, dass das 
Tempo der heimlichen militärischen und öko-
nomischen Wiederaufrüstung Deutschlands 

in den Jahren 1924 bis 1929 nur noch unter 
von Papen und Hitler übertroffen wurde. […] 
Die Deutsche Volkspartei pflasterte den Weg 
zur Diktatur in Deutschland. Sie trägt die vol-
le Verantwortung für die Zerstörung des wah-
ren Liberalismus, der Freiheit, Gerechtigkeit 
und der Würde des Menschen.«

LIBERALE TRADITIONSPFLEGE
Die entsprechenden Tendenzen bestanden 
unter veränderten gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen nach 1945 fort. Ebenso 
wie der Nationalsozialismus die Differen-
zen zwischen den verschiedenen Klassen und 
Schichten durch die Verschweißung zum gro-
ßen Mordkollektiv zum Verschwinden ge-
bracht hatte, verschwanden nach 1945 auch 
die letzten nennenswerten Unterschiede zwi-
schen den politischen Parteien. Noch weitaus 
stärker als in der Weimarer Republik – und 
deutlich stärker als in Ländern mit einer gro-
ßen liberalen Tradition – bildete sich in der 
Bundesrepublik das heraus, was Johannes 
Agnoli als plurale Variante einer Einheitspar-
tei bezeichnete: Die Unterschiede zwischen 
den Parteien reduzieren sich auf einige Diffe-
renzen in Detail-, Verfahrens- und Kleidungs-
fragen; einmal vorhandene (durchaus begrü-
ßenswerte) Klientelpolitik – die Arbeiterpar-
teien vertreten die Interessen der Arbeiter-
schaft, der Liberalismus das weltoffene Bür-
gertum usw. – verschwand zugunsten eines 
Eintretens für ein vermeintlich Großes und 
Ganzes: für Deutschland respektive den Staat. 
Nicht nur die Sozialdemokratie, von der auf-
grund ihres traditionellen Staatsfetischismus’ 
und ihrer Obrigkeitshörigkeit ohnehin nichts 
anderes zu erwarten war, und der Konservati-
vismus, der stets nur konservieren kann, was 
einmal da war, kehrten nach 1945 ihre mie-
sesten, opportunistischsten und autoritärs-
ten Potentiale hervor, sondern auch der Libe-
ralismus. Von der Vorstellung des Einzelnen, 
der mit genügend Fleiß und Geschick zu sei-
nes Glückes Schmied werden kann, blieb bei 
der liberalen Agitation gegen die Ökonomie 
des Etatismus nur noch das Lob des blinden 
Schicksals. In der Regel – und mit Ausnah-
me einiger Wirtschaftsfragen – verwandelten 
sich die einstigen Freunde des Nachtwächter-
staates sogar in Propagandisten der Staatsrä-
son. Die unsichtbare Hand des Marktes wur-
de in der Vorstellung der deutschen Libera-
len durch die sichtbare und harte Hand des 
Staates ersetzt. Das wurde nicht nur in Gen-
schers Zeit als Bundesinnenminister deut-
lich, als der Überwachungsstaat deutlich aus-
gebaut wurde und die Befugnisse der Polizei, 
insbesondere des Bundeskriminalamtes, er-
weitert wurden. Die liberale Staatsvergottung 
– in anderen Ländern ein Paradox – fand ih-
ren Ausdruck auch in einer der bekanntesten 
Initiativen Genschers vor der UNO: Auf Initi-
ative des inzwischen zum Außenminister der 
sozialliberalen Koalition Ernannten nahm die 
UNO-Vollversammlung im Dezember 1976 
eine Anti-Terrorismus-Konvention an, in der 
festgeschrieben wurde, dass auf die Forde-
rungen von Geiselnehmern von staatlicher 
Seite auf keinen Fall einzugehen ist. Warum 

DIE THEMEN DIESER AUSGABE:

Knut Germar über den Ex-Luftwaffenhelfer 
Genscher.

Harald-Jürgen Finke über die 
Volksgemeinschaft am 1. Mai.

Die AG No Tears for Krauts über den 
Rassismus eines linken Hausprojektes.

Martin Dornis über den Bankrott der linken 
Israelsolidarität.

Miriam Lopez über die Melange eines 
Ethnologeninstitutes mit einem Antisemiten.

Die AG No Tears for Krauts verteidigt das 
Conne Island gegen seine Freunde.

Frank Kucharsky und Florian Pätzold über 
den Popanz Neue Rechte.

The same procedure … as every day. 
Wahnsinn, Kuriositäten und Erfreuliches aus 
der Provinz.
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nicht mit ihnen verhandelt werden sollte, da-
ran ließen Genscher und sein damaliger Vor-
gesetzter, Bundeskanzler Helmut Schmidt 
(SPD), keinen Zweifel: Der Staat dürfe sich 
nicht erpressen lassen. Während z.B. Isra-
el selbst mit den widerwärtigsten Terroristen 
verhandelt, wenn dadurch das Leben Einzel-
ner gerettet werden kann, opferte die Bundes-
regierung Menschenleben um der Staatsräson 
willen. Ausgerechnet Genscher, ein vermeint-
licher Anhänger des Liberalismus, jener poli-
tischen Strömung, die sich einmal Staatsfer-
ne, die freie Entfaltung des Einzelnen, seine 
Selbstbestimmung und die Absicherung sei-
ner Rechte auf ihre Fahnen geschrieben hat-
te, war es, der das deutsche Vorgehen bei der 
Botschaftsbesetzung der RAF in Stockholm 
nachträglich rechtfertigte. Dort starben die 
Botschaftsangestellten Andreas von Mirbach 
und Heinz Hillegaard nicht allein aufgrund 
der Skrupellosigkeit der RAF. Sondern sie 
starben auch, weil das Bundeskabinett jede 
Verhandlung mit den Terroristen verweigerte 
und Art. 1, Abs. 1 des Grundgesetzes (»Die 
Würde des Menschen ist unantastbar«) in 
schlechter alter Tradition in »Die Würde des 
Staates ist unantastbar« verwandelte. Gen-
scher war es, der mit seiner Initiative vor der 
UNO einen Vorgeschmack auf das Handeln 
der Bundesregierung während des Deutschen 
Herbstes gab, als die Bundesregierung ihren 
Kumpan Schleyer und den Lufthansapiloten 
Jürgen Schumann der Staatsräson opferte – 
und dieses Vorgehen zum Maßstab der inter-
nationalen Politik machen wollte. Am deut-
schen Wesen sollte wieder die Welt genesen.

DEUTSCH-ARABISCHE 
FREUNDSCHAFT

Obwohl Genschers Tätigkeit im Außenmi-
nisterium aufgrund ihrer Orientierung an in-
ternationalen Organisationen gelegentlich 
als Bruch mit den bisherigen Prämissen der 
deutschen Außenpolitik gilt, brachen in ihr 
in kodierter Form altbekannte Politikmuster 
durch. In keiner deutschen Partei wurde und 
wird die traditionelle Verbundenheit zur isla-
mischen Welt so intensiv gepflegt wie in der 
FDP: Unter dem Personal der einschlägigen 
Vereine wie der Deutsch-Arabischen Gesell-
schaft oder des noch von den Nazis gegrün-
deten Nah- und Mittelost-Vereins finden sich 
überdurchschnittlich häufig Mitglieder der 
Freien Liberalen. Auch mit der traditionellen 
Feindschaft gegenüber den Juden wurde un-
ter blau-gelb nicht gebrochen. Man richtete 
sich nun vielmehr in aktualisierter Form ge-
gen den jüdischen Staat. So entsandte etwa 
Genscher 1979 seinen Adlatus Jürgen Mölle-
mann zu Gesprächen mit dem damals noch 
international isolierten Terroristen Jassir Ar-
afat in den Libanon, was in Israel mit erheb-
licher Verstimmung registriert wurde. Gen-
scher, der 1972 als Innenminister den Ein-
satz einer israelischen Spezialeinheit zur Be-
freiung der Geiseln in München ablehnte, zö-
gerte nach einer Flugzeugentführung wenige 
Wochen später keine Sekunde, die drei fest-
genommenen palästinensischen Terroristen 
freizulassen. Im Sommer 1984 war es dann 

wiederum Genscher, der als erster westli-
cher Politiker seit der Islamischen Revolu-
tion den Mullahs im Iran seine Aufwartung 
machte, was das Auswärtige Amt ebenso we-
nig wie das FDP-geführte Wirtschaftsminis-
terium daran hinderte, Waffen und Giftgas 
im Wert vieler Millionen D-Mark an Saddam 
Husseins Irak zu liefern.

DER GEIST JOACHIM 
VON RIBBENTROPS

Auch in anderer Hinsicht finden sich in Gen-
schers Außenpolitik deutliche Kontinuitä-
ten zum einstmaligen Vorgehen der Wilhelm-
straße. Als nach 1989 innerhalb der jugosla-
wischen Föderation Konflikte ausbrachen, 
knüpfte das deutsche Außenministerium an 
die Politik von Stresemann bis Ribbentrop an 
und setzte auf dem Balkan auf eine ethnisch 
grundierte nationale Selbstbestimmung. Ge-
gen den Willen Amerikas, Großbritanniens, 
Frankreichs und der Mehrheit der EG-Länder 
unterstützte Genscher die Separationspläne 
der jugoslawischen Bundesstaaten. Während 
sich der amerikanische Botschafter in Jugos-
lawien monatelang darum bemühte, Kroatien 
und Slowenien von ihren Separationsplänen 
abzuhalten, drängte die deutsche Regierung 
hinter den Kulissen in die entgegengesetzte 
Richtung. Sie ermutigte Slowenien, Kroati-
en und Bosnien-Herzegowina, die Föderation 
zu verlassen. Im Frühjahr 1991 hatten etwa 
zwischen kroatischen und serbischen Milizen 
wilde Feuergefechte stattgefunden, bei denen 
freilich niemand verletzt wurde, weil beide 
Seiten nur wütend und verzweifelt in die Luft 
feuerten. Die Hemmungen gingen erst ver-
loren, als Deutschland der kroatischen Seite 
Verständnis für ihre Forderungen signalisier-
te und für den Ernstfall völkerrechtliche An-
erkennung, militärischen Beistand, EG-Mit-
gliedschaft und D-Mark-Kredite versprach. 
Durch das deutsche Vorpreschen bei der An-
erkennung Sloweniens und Kroatiens wur-
de sowohl der Zerfall Jugoslawiens als auch 
der mörderische Bürgerkrieg auf dem Bal-
kan forciert, den die anderen EG-Staaten und 
Amerika durch ihre Kritik der slowenischen, 
kroatischen und bosnischen Separationsbe-
strebungen zu verhindern versuchten. Vor al-
lem aber rückten in Genschers Balkanoffen-
sive der Jahre 1991/92, wie von der unsicht-
baren Hand Joachim von Ribbentrops geführt, 
auch die alten Zwillingsgeschwister Deutsch-
land und Österreich wieder gegen Serbien, 
den alten gemeinsamen Feind aus dem Ers-
ten und Zweiten Weltkrieg, zusammen. Als 
Bündnispartner fungierten, als wäre die Uhr 
um 50 Jahre zurückgedreht worden, erneut 
die alten Waffenbrüder, Verbündeten und 
Hilfsvölker aus dem Balkanfeldzug der Jah-
re 1941 ff.: Kroatien und Bosnien.

IN HALLE, IN HALLE …
Das alles wird in Halle weder diskutiert, 
noch gerechtfertigt oder gar verteidigt. Ver-
wundern kann das nicht. Schließlich geht es 
der hallischen Genscherverehrung weder um 
große Sympathien für die Person und Politik 
des ewigen Außenministers noch um eine be-

sondere Zuneigung zur FDP, die bei einem 
Wahlergebnis von 4,2 Prozent mit lediglich 
zwei Sitzen im Stadtrat vertreten ist. Wenn 
Halle den Namen Genschers in den Mund 
nimmt, dann nur, um über sich selbst zu spre-
chen, so zum Beispiel, wenn der linke Stadt-
ratsvorsitzende Hendrik Lange ihn kurz nach 
seinem Ableben in der Mitteldeutschen Zei-
tung (MZ) dafür lobte, dass er »immer dar-
um besorgt gewesen sei, die Stadt und ih-
re Schönheit nach außen bekanntzumachen« 
(Onlineausgabe vom 1. April 2016).

Ein besonders eindrucksvolles Beispiel 
des hallischen Selbstgesprächs lieferte Det-
lef Färber, Lokal- und Kulturredakteur der 
MZ, nachdem der Stadtrat Mitte Dezember 
des vergangenen Jahres die Diskussion um 
die Genscher-Ehrung aufgrund mangeln-
der Dringlichkeit vertagt hatte. Mit dem Fu-
ror des Populisten – der an der parlamentari-
schen Demokratie nicht zuletzt die Langsam-
keit ihrer Entscheidungsfindung verachtet – 
und sekundiert von zahlreichen Leserbriefen, 
deren Verfasser immer dann ein Problem mit 
der Demokratie haben, wenn demokratisch 
gewählte Gremien sich erdreisten, zu einem 
anderen Ergebnis zu kommen als sie selbst, 
polterte Färber: »Nicht dringlich?!« Der 
Stadtrat habe sich eine »Stunde des Klein-
geists […] gegönnt« und es versäumt, »je-
ne Peinlichkeit für Halle zu mildern, die seit 
dem Tod des halleschen Weltpolitikers […] 
täglich größer und spürbarer wird: Der Ein-
druck nämlich, dass sich ausgerechnet Gen-
schers Heimatstadt schwer tut mit einem an-
gemessenen Andenken des Mannes, der wie 
kaum ein anderer die Trennung Europas und 
damit die Nachkriegszeit friedlich zu been-
den half. Und dem alles das nur mit seiner 
hallesch-gelassenen Geisteshaltung und Ge-
sittung möglich war« (Alle Zitate Färbers 
aus der MZ vom 16. Dezember 2016; Her-
vorhebung K.G.). Man muss nicht nur ein be-
sonders großer Geist sein, sondern auch völ-
lig größenwahnsinnig, um überhaupt auf die 
Idee zu kommen, dass im Grunde die Stadt 
Halle Europa friedlich geeint und die Nach-
kriegszeit beendet hat. Färbers Großmanns-
sucht ist jedoch keine individuell-pathologi-
sche, sondern Ausdruck eines zutiefst provin-
ziellen Lokalpatriotismus, der seine eigenen 
Minderwertigkeitsgefühle dadurch zu kom-
pensieren sucht, indem er sich seine unbedeu-
tende Heimatstadt mit Hilfe Hans-Dietrich 
Genschers ins Zentrum der Weltgeschich-
te halluziniert. Dass damit auch immer au-
toritäre Bedürfnisse und Sehnsüchte verbun-
den sind, illustriert Färber, wenn er sich nach 
»diesem altmodischen Politikertyp, der doch 
um so vieles globalisierter war als heutige po-
litische Meinungshelden«, zurücksehnt und 
schreibt, dass jemand wie Genscher »gerade 
in der heutigen, höchst angespannten politi-
schen Lage so dringend nötig wäre«.*

Dass die Sehnsucht nach einem Führer im 
Kontext der Diskussion um die Genschereh-
rung in Halle keine individuelle Marotte ei-
nes MZ-Redakteurs ist, sondern vielmehr 
Blattlinie zu sein scheint, zeigte bereits Mar-
kus Decker in seinem Nachruf auf Genscher. 
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Mit dem Unterschied, dass sich der Wahlzo-
ni Decker weniger nach einem großen staats-
männischem Lenker durch die Krise sehnt, 
sondern Genscher als ostdeutschen Volkstri-
bun feiert, der seine Herkunft nie verleugnet 
hat und den Wessis auch mal Paroli gab. Im 
Gegensatz zu »Kanzlerin Angela Merkel, die 
ihre Herkunft zuweilen verbirgt und im Üb-
rigen in Hamburg geboren wurde« war Gen-
scher nicht nur reinen Blutes sondern auch 
»stets als gelernter Ostdeutscher und damit 
letztlich als Gesamtdeutscher erkennbar«. Er 
war »mit dem Herzen« da und habe »der al-
ten Heimat eine Stimme« gegeben, wenn nö-
tig auch »gegen die Überheblichkeit des satu-
rierten Westens«. (Onlineausgabe vom 1. Ap-
ril 2016)

Man würde den Hallensern sicher Unrecht 
tun, unterstellte man ihnen, sie würden in ih-
rer Mehrheit Angela Merkel als herzlose Ost-
volksverräterin und die Stadt als Nabel der 
Weltgeschichte betrachten. Ihre Genscherver-
ehrung dürfte in allererster Linie damit zu er-
klären sein, dass mit Genscher eine berühmte 
Persönlichkeit aus Halle kam, die man im Ge-

gensatz zu den anderen hallischen Berühmt-
heiten tatsächlich nicht nur im Sendegebiet 
des Mitteldeutschen Rundfunks kannte. Da-
mit stehen die hallischen Genscherfans nicht 
nur für die traditionelle Provinzialität dieser 
Stadt, sondern sie bestätigen zugleich das al-
te Sprichwort: In Halle werden die Dummen 
nicht alle.

Knut Germar
Unter Verwendung eines Flugblattes, das 
2012 anlässlich der Feierlichkeiten zum 85. 
Geburtstag Genschers von der AG No Tears 
for Krauts in Halle verteilt wurde.

Anmerkung:
*	 Dass Färber ganz generell ein Problem mit de-

mokratischen Vorgängen zu haben scheint, zeig-
te er nicht nur, als er angesichts einer Diskussi-
on im Kulturausschuss der Stadt – bei der we-
nigstens ein Abgeordneter im Falle einer Um-
benennung von Genschers Gymnasium die da-
mit verbundene Entscheidung gegen den Auf-
klärer Herder kritisierte und über Genschers re-
ale Verdienste für die Stadt diskutieren woll-

te – als er von einer »verstörenden Argumentati-
on« sprach. (Onlineausgabe der MZ vom 3. Fe-
bruar 2017.) Er betrachtete auch die von lin-
ken Gruppen angestoßenen Proteste gegen 
die Einladung des Antisemiten Norman Finkel-
stein durch das Max-Planck-Institut in Halle als 
Teil einer »befremdlichen Entwicklung«. (On-
lineausgabe der MZ vom 26. Januar 2017.)

Verwendete Literatur:
Johannes Agnoli: Die Transformation der De-

mokratie, Freiburg im Breisgau 1990.
Fritz Bieligk: »German Liberals«. Die Außen-

politik der deutschen Liberalen, in: Curt 
Geyer, Walter Loeb u.a.: Fight For Free-
dom. Die Legende vom »anderen Deutsch-
land«, Freiburg im Breisgau 2009.

Thomas Maul: Der Staat fürs Leben oder Ster-
ben für den Staat?, in: Bahamas 63/2012.

Wolfgang Pohrt: Der Durchbruch der deut-
schen Politik in die gleiche Richtung, in: 
Ders.: Das Jahr danach, Berlin 1992.

Redaktion Bahamas: Kritik und Partei-
lichkeit, in: Bahamas 48/2005.

Bereits am Mittag konnte Halles Oberbürger-
meister Bernd Wiegand den Sieg der Zivil-
gesellschaft verkünden: »Ich gehe davon aus, 
dass die sich keinen Schritt bewegen kön-
nen. Wir haben es geschafft, alle Räume zu 
besetzen.« Am Bahnhof, wenige hundert Me-
ter von der Bühne entfernt, auf der Wiegand 
sprach, standen sich währenddessen etwa 
600 Nazis die Beine in den Bauch. Sie waren 
einem bundesweiten Aufruf der Partei Die 
Rechte gefolgt, um am 1. Mai durch den Sü-
den der Stadt zu laufen. Zeitgleich hielten an 
die 3000 Gegendemonstranten die Seitenstra-
ßen besetzt. Die Polizei versuchte nicht, die 
Route zu räumen. Stattdessen untersagte sie 
den angereisten Kameraden präventiv al-
le Ersatzveranstaltungen. Wenig später löste 
Die Rechte die gewährte Standkundgebung 
auf. Am Abend bedankte sich Wiegand auf 
Twitter im Namen der Stadt u.a. bei Halle ge-
gen Rechts - Bündnis für Zivilcourage, dem 
Evangelischen Kirchenkreis, der Freiwilli-
gen-Agentur Halle-Saalkreis e.V. und dem 
Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB), die 
den Aufmarsch »bunt, laut, vielfältig« ver-
hindert hätten.

Tage zuvor hatte er bereits erklärt, dass 
Halle eine »weltoffene, tolerante und viel-
fältige« Stadt sei, was nicht zuletzt das breite 
Bündnis zeige. Siegesgewiss rief er die Bür-
ger dazu auf, den Tag auch dazu zu nutzen, 
um sich in den Straßenbahnen über das regi-
onale Angebot an Freiwilligenverbänden und 
Ehrenamtsdivisionen zu informieren, die sich 

dort bei der Sonderaktion »Bahn frei für To-
leranz« vorstellen wollten. Der Sprecher des 
Bündnisses Halle gegen Rechts erklärte vor-
ab: »Es wird an diesem Tag viele Möglichkei-
ten geben, sich für die offene Gesellschaft zu 
positionieren.« Am Ende war es das Schau-
laufen der Zivilgesellschaft, das am 1. Mai 
das Stadtbild dominierte.

DAS ERSTE OPFER DER NAZIS
Das Debakel für Die Rechte ließ sich bereits 
Wochen vorher zumindest erahnen. Nichts-
destotrotz lasen sich die Aufrufe und Ankün-
digungen vorab, als stände an der Saale ei-
ne entscheidende Schlacht bevor. Aus dem 
Stadtrat drang ein Betroffenheitsgewitter, 
das an Konstantin Wecker und Ernst Jünger 
gleichzeitig denken ließ. In einem gemein-
samen Aufruf appellierten alle Fraktionen an 
die Bewohner und Besucher der Stadt, den 
»öffentlichen Raum« zu verteidigen. »Denn 
es muss für alle von uns, die wir auf dem Bo-
den der freiheitlich demokratischen Grund-
ordnung stehen, unerträglich sein, dass Na-
zis diesmal unter dem Namen ›Die Rechte‹ 
durch unsere Stadt marschieren wollen.«*

Zwar kriegen die Vertreter der örtlichen 
Zivilgesellschaft nicht einmal ein bisschen 
Kopfweh, wenn beispielsweise Bürgermeis-
ter Wiegand mit dem Botschafter des Irans 
den offiziellen Vertreter eines Landes mit al-
len Ehren empfängt, in dem Faschisten an der 
Macht sind, aber sobald die Anhängerschaft 
einer 0-Prozent Partei ihren Wanderzirkus 

abhalten möchte, ist das Leiden nicht mehr 
auszuhalten. Nie pfeift auch nur ein bisschen 
das Ohr, wenn beispielsweise die Muslimi-
sche Hochschulgemeinde Israel Völkermord 
vorwirft, aber sobald Landserfreunde de-
monstrieren wollen, die prinzipiell dasselbe 
denken, soll es »unerträglich« sein.

Die Parlamentarier besitzen offenbar ein 
feines Gespür dafür, wann Antisemitismus 
und Faschismus unerträglich sind, und wann 
noch diskutabel. Den Feind jedenfalls, des-
sen Demonstration den anständigen Demo-
kraten solch eine große Pein bereitet, kennen 
die Mandatsträger bestens. So heißt es im 
Aufruf, auch heute noch sei es »unerträglich, 
politische Parteien wieder aufmarschieren zu 
sehen, die als geistiges Vorbild massenmor-
dende Menschenfeinde haben. Denn etwas 
Anderes waren und sind Nazis nicht. Jeder, 
der mit der Partei ›Die Rechte‹ sympathisiert, 
sollte nicht vergessen, dass es die Nationalso-
zialisten waren, welche mit ihrem menschen-
verachtenden Antisemitismus und mörderi-
schen Nationalismus Europa und unser Land 
in die totale Katastrophe geführt haben.«

Dies ist also die Erzählung, auf die sich 
die Geschichtsvergessenen besinnen sollen: 
Eine eingeschworene Gruppe (»die National-
sozialisten«) hat die Heimat ins Grab geführt, 
weil sie Juden gehasst und die Vaterlandslie-
be missverstanden hat. Ihren »menschenver-
achtenden« Judenhass hätte das Land vermut-
lich noch überlebt, wäre da nicht ihr »mörde-
rischer« Nationalismus gewesen. So waren 

Seit Jahren lässt sich auch in Halle beobachten, was in Leip-
zig, Berlin und westdeutschen Großstädten längst ein vertrau-
tes Bild ist. Sobald Nazis eine Demonstration anmelden, fin-
det sich ein breites Bündnis aus Antifagruppen, Sozialver-
bänden und Zivilgesellschaftsinitiativen zusammen, um ge-
gen die »Feinde der Demokratie« zu protestieren. Und während 

die Deutschland-über-alles-Fraktion kaum noch mehr als ei-
nige hundert Anhänger zu mobilisieren imstande ist, verwan-
deln sich die Gegenproteste regelmäßig in Volksfeste mit mehre-
ren tausend Teilnehmern. Harald-Jürgen Finke fragt sich ange-
sichts der Demonstrationen zum 1. Mai in Halle, weshalb es in-
zwischen alle so wichtig finden, gegen Nazis zu demonstrieren.

VOLKSGEMEINSCHAFT FÜR EINEN TAG
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Deutschland und die Juden die ersten Opfer 
des Holocaust.

Für aussagekräftig hält der Stadtrat an-
scheinend die Tatsache, dass es sich bei den 
Opfern der Nazis um Menschen gehandelt 
hat. Zwar entstellt die Rede von der Men-
schenverachtung die Beweggründe der Deut-
schen total, die bekanntermaßen ihre Opfer 
selektierten, also nicht einfach irgendwelche 
Menschen umbrachten. Die Wannseekonfe-
renz war keine Zusammenkunft von verbis-
senen Misanthropen, die sich an der Mensch-
heit für erlittene Frustrationen rächen wollten. 
Es waren stattdessen durchaus besorgte Väter 
und liebevolle Ehemänner, die sich dort da-
zu entschlossen haben, die Menschheit end-
gültig von dem halluzinierten Grundübel zu 
erlösen.

Immerhin taugt die Rede aber zur morali-
schen Selbstaufrüstung. Und eben deshalb er-
freut sie sich inzwischen großer Beliebtheit 
innerhalb der Zivilgesellschaft. Denn Ehren-
amtsdeutsche und Berufsantifaschisten hal-
ten sich insgeheim für die ehrenwertesten 
Vertreter ihrer Gattung. Die übergriffige und 
auftrumpfende Menschenfreundlichkeit, mit 
der sie ihren Mitmenschen entgegen treten, 
als seien es belehr- und hilfsbedürftige Kin-
der, halten sie für den Inbegriff von Huma-
nität. Indem sie Nazis zu bestialischen Men-
schenfeinden herabsetzen, als wären sie nicht 
noch viel mehr gewesen, erklären sie sich 
selbst hinterrücks zu ihren unschuldigen Op-
fern und berufenen Gegnern.

NAZIFREI SEIT 33
Für die eigene Gutwerdung scheint ein kri-
tisches Geschichtsbewusstsein in erster Li-
nie ein Hindernis zu sein. Anstatt sich über 
das tatsächliche Fortleben des Nationalsozi-
alismus in der Demokratie bewusst zu wer-
den, suchen die geläuterten Demokraten nur 
nach einer Möglichkeit, sich von den Hitler-
freunden öffentlichkeitswirksam abzugren-
zen. Umso empfindlicher reagieren sie, wenn 
die »Ewiggestrigen« an die gemeinsame Ver-
gangenheit erinnern. Es sei für »alle demo-
kratisch und rechtsstaatlich gesinnten Ein-
wohnerinnen und Einwohner unserer Stadt 
eine Provokation«, dass die Nazis »den 1. 
Mai für ihre Ziele und völkische Hetze miss-
brauchen«, verkündete der Stadtrat mit der-
selben Gewissheit, mit der die Nordkoreani-
sche Staatsführung über die Befindlichkeiten 
ihres Volkes spricht. Denn der Tag der Arbeit 
»stehe für das Gegenteil dessen, was von Na-
zis verbreitet wird«, nämlich »für Solidarität 
mit den Schwächeren in unserer Gesellschaft, 
für soziale Gerechtigkeit, Mitmenschlichkeit 
und für ein friedliches Zusammenleben aller 
Menschen.« Auch der Grüne Landtagsabge-
ordnete Sebastian Striegel – die Ikone der re-
gionalen Zivilgesellschaft – erklärte am Tag 
selbst vor laufender Kamera, dass es ein »in-
famer Versuch der Neonazis« sei, »sich auf 
diesen Tag immer wieder draufzusetzen.«

Anscheinend glaubt die Zivilgesellschaft 
wirklich, dass Nazis nur herzlose Menschen-
feinde sein können. Als würden NPD, der 
Dritte Weg und Co. nicht auch vorgeben, sich 

um Rentner und Arbeitslose zu sorgen, als 
würden sie nicht – wie die SPD auch – be-
haupten, für Nachbarschaftshilfe und den so-
zialen Frieden einzutreten. Volkswohlfahrt, 
Hilfswerk Mutter und Kind und Erholungs-
heime sind keine Erfindungen der Bundesre-
publik. Nicht Ludwig Erhard hat den Arbei-
tern einen freien Tag mit Lohnfortzahlung ge-
schenkt, sondern Adolf Hitler. Kurzum: Die 
Nazis können sich auf den Arbeiterkampftag 
mit nicht geringerem Recht berufen als die 
Gewerkschaften. Mehr noch: Nicht die Hit-
lerfans müssen sich die Frage stellen, wie sie 
denn auf die Idee kommen, überhaupt die Ar-
beiter im staatlichen Einverständnis mobili-
sieren zu wollen, sondern der Gewerkschafts-
bund. Denn dass der Staat die Fürsorgepflicht 
für die Angestellten und Arbeiter habe, dass 
es also seine Aufgabe sei, ihre Interessen zu 
vertreten, ist geradezu der sozialpolitische 
Kerngedanke des Nationalsozialismus – und 
der Sozialdemokratie.

Zwar haben die Nazis nach ihrem Macht-
antritt die Gewerkschaften schnell verboten, 
jedoch nur um den Staats- und Parteiorganen 
ihre Funktion zu übertragen. Fabrikbesitzer 
und Arbeiter wurden umgehend in der Deut-
schen Arbeitsfront zur Interessengemein-
schaft formiert, was sich als vorteilhaft für 
beide Seiten herausstellte. Von da an sorgte 
sich die NSDAP um die Freizeit der Werktäti-
gen, ihren Lohn und die Auftragsbücher deut-
scher Firmen. Die gewaltigen Rüstungs- und 
Infrastrukturmaßnahmen, die Errichtung von 
Autobahnen und Wohnsiedlungen, versorgten 
alle Deutschen mit Jobs. Käufer und Verkäu-
fer von Arbeitskraft wurden so zur Volksge-
meinschaft zusammengeschweißt, der Kon-
flikt zwischen ihnen pazifiziert. Die nötige 
Unterordnung widerstrebender Interessen un-
ter den beschworenen Gemeinsinn gelang nur, 
weil die Wiederaufrüstung Deutschlands al-
len Arbeit bescherte und der Volksfeind die 
Aggressionen innerhalb der Gemeinschaft 
absorbierte. Die Vollbeschäftigung der Vor-
kriegsjahre war eine empfangene Abschlags-
zahlung für das spätere Kriegs- und Vernich-
tungsprogramm, das nahezu alle Verbindlich-
keiten Deutschlands schlagartig tilgte.

Der Tag der Arbeit steht für diese Variante 
der Krisenlösung wie kein anderer Tag. Denn 
er symbolisiert den Versuch, die Gesellschaft 
freier Konkurrenten in eine Gemeinschaft der 
Gleichgesinnten zu verwandeln und den pri-
vaten Egoismus in einem kollektiven Raub-
zug und Vernichtungsprojekt zu überwinden. 
Wenn also die Partei Die Rechte am 1. Mai 
auf die Straße geht, um für »Nationalen So-
zialismus« zu demonstrieren, so kann von 
»Missbrauch« keine Rede sein.

ARBEITSFRONT 2.0
Aber auch die Gewerkschaften können sich 
mit Fug und Recht auf den Tag berufen. Sie 
haben nach dem Ende des Nationalsozialis-
mus nicht etwa mit der Idee der Deutschen 
Arbeitsfront gebrochen, sondern sie in der 
postfaschistischen Demokratie als Sozial-
partnerschaft zwischen Arbeitgebern und 

-nehmern fortgeführt. Auch wenn sie heute 

wieder als unabhängige Institutionen auftre-
ten, fühlen sie sich für das Wohlergehen des 
Staates verantwortlich. Die Regionalvertre-
tung Halle-Dessau des DGB erklärte zum 1. 
Mai beispielsweise: »Eine solidarische Ge-
sellschaft bedeutet, ein gerechtes Steuerkon-
zept zu haben, das Reiche mehr belastet als 
ArbeitnehmerInnen und einen handlungsfähi-
gen Staat finanziert: Wir wollen einen Staat, 
der eine zukunftsfähige Infrastruktur aufbaut 
und pflegt, bezahlbare Wohnungen baut und 
einen öffentlichen Dienst hat, der seine Auf-
gaben gut erfüllen kann.« [halle-dessau.dgb.
de] Die Interessen des Staates werden mit de-
nen der Arbeiter identifiziert. Um den Wirt-
schaftsstandort Deutschland international 
konkurrenzfähig zu halten, sind die Gewerk-
schaften dementsprechend bereit, in Krisen-
zeiten sogar auf Lohnforderungen zu verzich-
ten und Kurzarbeit mitzutragen. Anstatt los-
gelöst von der nationalen Wettbewerbsfähig-
keit und den Gewinnmargen der Unterneh-
mer für die Forderungen der Angestellten und 
Arbeiter einzustehen, begreifen sie Deutsch-
land als eine große Bedarfs- und Haushalts-
gemeinschaft, bei der jeder Sozialpartner 
zum gemeinsamen Erfolg beitragen muss. 
Sie haben nach dem Ende des Nationalsozia-
lismus die Leitidee »Gemeinnutz geht vor Ei-
gennutz« aus dem 25-Punkte-Programm der 
NSDAP einfach verinnerlicht.

Natürlich funktioniert auch die moder-
nisierte Arbeitsfront nicht reibungslos. Da-
mit der Zusammenhalt zwischen den einzel-
nen Parteien auch in Krisenzeiten nicht in die 
Brüche geht, wenn der Absatz stockt und sich 
die Konkurrenz verschärft, braucht es nicht 
nur milliardenschwere Maßnahmen des Staa-
tes wie die Abwrackprämie, sondern auch ei-
nen Schuldigen außerhalb der eigenen Rei-
hen. Die Gewerkschaften schwören ihre Mit-
glieder nicht nur auf den Verzicht ein, son-
dern ebenso auf den Gemeinschaftsfeind, der 
durch sein Treiben das Unternehmen um den 
Gewinn und die Angestellten um ihr Erspar-
tes bringt. So forderte der Regionalchef Udo 
Gebhardt des DGB 2009 während der Wirt-
schaftskrise vom Staat: »Banker, Manager 
und Spekulanten, die die Krise verursacht ha-
ben, müssen in die Pflicht genommen wer-
den.« [sachsen-anhalt.dgb.de] Das Bündnis 
für Zivilcourage kann, wie im Vorfeld zum 1. 
Mai, noch so oft behaupten, dass Die Rech-
te und die Gewerkschaften nicht dasselbe 
meinen, auch wenn sie dieselben Schlagwor-
te benutzen. Wenn Nazis Kapitalismus und 
Ausbeutung auf fremde Mächte zurückführen, 
wie es das Bündnis schrieb, so unterscheiden 
sie sich darin jedenfalls nicht vom DGB.

SOZIALER FRIEDEN
In der Rede vom »Sozialen Frieden in unserer 
Gesellschaft«, den die »Feinde der Demokra-
tie« bedrohen würden, west ebenfalls der al-
te Volksgemeinschaftsgedanke fort. Die Neo-
nazis seien nicht nur eine Gefahr für Einzelne, 
sondern für das gesamte Gemeinschaftsle-
ben. Es sei auch nicht die Aufgabe der staatli-
chen Behörden allein, die Bedrohung zu ban-
nen, also Straftaten zu verfolgen und die ge-
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fährlichsten Schlägertruppen zu überwachen, 
sondern eine Angelegenheit aller. Eine De-
monstration der braunen Bande müsse von je-
dem Staatsbürger als »Provokation« empfun-
den werden. Gegenprotest wird nicht nur als 
eine Pflicht verstanden, sondern quasi als na-
türliche Regung eines couragierten Herzens. 
Demnach wäre es nicht nur eine Art Vertrags-
verhältnis, das Bürger und Staat aneinander 
bindet, sondern der gemeinsame Wille.

Tatsächlich finden sich in der Zivilgesell-
schaft all diejenigen zusammen, die bereit-
willig aus einer Staatsangelegenheit ein per-
sönliches Anliegen machen. Sie wird nicht 
zuletzt von dem Wunsch getragen, inner-
halb der Demokratie etwas von der faschisti-
schen Innigkeit zwischen Staat und Volk zu-
mindest temporär wiederherzustellen. Eben 
deshalb sind die Nazis auch nicht so unwill-
kommen, wie es auf den ersten Blick erschei-
nen mag. Sowohl der hysterische Ton, in dem 
die politischen Schattengestalten zur Bedro-
hung für den Zusammenhalt der Gesellschaft 
verklärt werden, als auch die überdrehte Be-

triebsamkeit und die Mitmachappelle, die die 
Anmeldung der Partei Die Rechte nach sich 
gezogen hat, zeigen an, dass die Zivilgesell-
schaft die »Feinde der Demokratie« braucht. 
Nazis bieten die Möglichkeit, sich wenigs-
tens für begrenzte Zeit wieder gebraucht zu 
fühlen, dem eigenen Leben zwischen Koch-
abenden, Projektarbeit und Kletterwand wie-
der für den Moment den Anstrich einer be-
deutungsvollen Existenz zu verleihen. Flut, 
Flüchtlinge und Faschos taugen gleicherma-
ßen dazu, frustrierte Arbeitsstellen- und Stu-
dienplatzinhaber seelisch wieder auf Vorder-
mann zu bringen. Aus den vier Wänden wird 
wieder etwas, was mit Sandsäcken geschützt 
werden muss. Aus dem Hausrat wieder nach-
gefragtes Spendengut. Und bei der Verteidi-
gung der Demokratie können sich alle, die 
sich insgeheim für Waschlappen und Nichts-
nutze halten, als Straßenkämpfer mit Staats-
mandat fühlen. Eben diese Sehnsucht, im 
Dienst einer höheren Sache zu wirken, sich 
zum verlängerten Arm des Staates zu machen, 
dieser Wunsch nach Anerkennung in der Ge-

meinschaft, verbindet den Lehrer, der sich im 
1. Weltkrieg freiwillig an die Front meldet, 
um dort für das Vaterland zu sterben, über al-
le Unterschiede hinweg mit dem engagierten 
Berufsantifaschisten.

Der klammheimliche Wunsch nach Auf-
lösung des Einzelnen im Kollektiv ist der 
Grund dafür, weshalb aus Anti-Nazi-De-
monstrationen regelmäßig Volksfeste werden, 
wie es sich in Halle am 1. Mai beobachten 
ließ. Es ist das Verlangen, wenigstens für ei-
nen Tag wieder Volksgemeinschaft spielen zu 
dürfen, das alle umtreibt.

Harald-Jürgen Finke

Anmerkung:
*	 http://www.erster-mai-hal-

le.de/aufruf-des-stadtrats/

Literatur:
Gerhard Scheit: Die Meister der Krise, 

Freiburg im Breisgau, 2001

Es gibt eine Reihe von Beispielen, mit de-
nen Rassismus treffend veranschaulicht wer-
den kann. Die Annahme, Polen wären klep-
tomanisch veranlagt, zählt ebenso dazu wie 
der Glaube, Afrikaner könnten von Natur aus 
besonders gut Trommeln oder Italiener wä-
ren geborene Liebhaber. Solche Aufzählun-
gen können in Zukunft um ein Ammenmär-
chen erweitert werden, das aus den Reihen 
der Reilstraße 78 stammt. Dabei handelt es 
sich um einen linken Laden, der aus einer 
Hausbesetzung hervorgegangen ist und der 
sich auf die Fahnen schreibt, Rassismus nicht 
zu tolerieren.

In der Reil 78 ist man nämlich der Auffas-
sung, Syrer seien kleine Dummerchen, die ei-
ne etwas längere Leitung haben als Deutsche. 
Daraus ergibt sich ein Verhaltenskodex, den 
es dringend zu beachten gilt: Man darf einen 
Syrer auf gar keinen Fall ernst nehmen. Da-
her verbietet es sich, ähnlich wie im Umgang 
mit kleinen Kindern, offen mit ihnen zu re-
den. Erzählt etwa ein Syrer Unfug oder gar 
Bösartiges, müsse Kritik besonders behut-
sam formuliert werden oder ganz unterblei-

ben. Stellt beispielsweise ein Syrer ein Pali-
tuch zur Schau, das heute weltweit für den 
Aufruf zum Judenmord steht, sollte man sich 
dennoch davor hüten, ihm gegenüber den 
gleichen Ton anzuschlagen, als würde es sich 
bei dem Träger des politischen Symbols um 
einen autochthonen Wittenberger, Leipziger 
oder Cottbuser handeln. Die Fixierung auf 
Herkunft wird allerdings nicht mehr auf an-
gestaubte Rassentheorien zurückgeführt. An 
deren Stelle tritt heute ein Kulturverständnis, 
wonach die Kultur ebenso unabänderlich sein 
soll wie biologisch vererbte Eigenschaften. 
So wird im genannten Fall etwa das Tragen 
des Palituchs vor Kritik in Schutz genommen, 
da der schwarz-weiße Lappen substantieller 
Teil syrischer Kultur sei. Es wird so getan, als 
sei der Fetzen qua Geburt am Hals der Syrer 
wie ein Organ angewachsen.

Als wäre das Ganze nicht schon absurd ge-
nug, setzt das Plenum der Reilstraße 78 noch 
einen oben drauf. Das Plenum unterstellt 
Menschen, die sich nicht um die Herkunft ih-
res Gegenübers scheren und stattdessen die 
Symbolik des Textilstücks ernst nehmen, nun 

seinerseits Rassismus. So geschehen Anfang 
dieses Jahres, nachdem drei Personen auf ei-
ner Party einen syrischen Besucher wegen 
des Tragens des Palituchs zur Rede gestellt 
haben. Im Nachgang erteilt das Plenum den 
drei Personen Hausverbot in der Reil 78. Zur 
Begründung heißt es, das Ansprechen des sy-
rischen Palituchträgers auf seinen Fetzen sei 
»offensichtlich rassistisch motiviert« gewe-
sen. Dass sich überhaupt erst während des 
Gespräches herausstellte, dass es sich beim 
Gegenüber um einen Syrer handelt, ignoriert 
das Plenum. Die Hausverbote sind zwar wie-
der aufgehoben, doch auch in den darauf fol-
genden Gesprächen betont man mehrfach, 
dass syrische Palituchträger anders angespro-
chen werden müssten als deutsche.

Nun sollten jedoch auch die Leute aus der 
Reil 78 längst erkannt haben, dass das Un-
behagen an Israel nicht allein Teil syrischen 
Brauchtums ist. Israelfeindschaft ist eben-
so fester Bestandteil der deutschen Kultur. 
Trotzdem wird Kritik an antizionistischen 
Symbolen lediglich im ersten Falle als Ras-
sismus denunziert. Folgt man der Logik die-
ses Gedankens konsequent, so wäre auch die 
Kritik an Israel- und Judenfeindschaft bei 
Bio-Deutschen als Rassismus zu brandmar-
ken, denn Israel- und Judenfeindschaft sind 
Teil der deutschen Kulturgeschichte. Auf die-
se Idee kommt man allerdings nicht einmal 
im Hausprojekt. Das lässt wiederum nur ei-
nen Schluss zu: In der Reilstraße 78 spricht 
man allein den Syrern die nötigen Fähigkei-
ten zur Reflexion ab. Damit knüpft man un-
gewollt, aber erfolgreich an die Traditionen 
aus dem Zeitalter des Kolonialismus an, als 
man davon ausging, die Kolonialisierten wä-
ren nicht im gleichen Maße zur Zivilisation 
fähig wie die Kolonialherren.

AG No Tears for Krauts

DIE REILSTRASSE 78 
UND IHR FAIBLE FÜR KULTUR.RASSISMUS IM LINKEN HAUSPROJEKT.
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Auf einer linken Party in Halle sprachen 
jüngst kommunistische Gesellschaftskritiker 
einen Syrer auf das von ihm getragene Paläs-
tinensertuch an und forderten ihn auf, es ab-
zunehmen. Die Hexenjagd ließ nicht lange 
auf sich warten: Das, was vor kurzem noch 
weitgehend Konsens innerhalb der hallischen 
Linken war, rief nun im Hausprojekt Reilstra-
ße 78 ein Szenegericht auf den Plan. Dieses 
verhängte ein Hausverbot über die abwesen-
den »Angeklagten«, weil der Straftatbestand 
Rassismus erfüllt zu sein schien. Kurz da-
rauf nahm man das Urteil zurück. Die Zeit, 
in denen das Tragen des fragwürdigen Uten-
sils geahndet wurde, scheint vorbei zu sein: 
Wer heutzutage als »Biodeutscher« einen 
Nichtdeutschen des Antisemitismus bezich-
tigt, wird als Rassist gebrandmarkt. Mit die-
ser neuen Stufe der Inflationierung des Ras-
sismusbegriffs verebbt die solidarische Hal-
tung vieler radikaler Linker zum Staat Isra-
el ausgerechnet in jenem Moment, in dem sie 
drängender denn je wäre. Der Bankrott der 
antideutschen Linken konzentriert sich in der 
geschilderten Situation in Halle wie unter ei-
nem Brennglas. Die Solidarität mit dem jü-
dischen Staat und die Kritik des Antisemitis-
mus speiste sich vielerorts weniger aus ma-
terialistischer Kritik als vielmehr aus Aver-
sionen gegen alles, was als »deutsch« galt 
und reichte vom Schrebergarten mit dazu-
gehörigem Gartenzwerg über röhrende Hir-
sche im Wald bis zur deutschen Sprache samt 
Goethes Faust. Der Hass auf alles Deutsche 
zieht nun üble Folgen nach sich.

ZUR GESCHICHTE DES 
MODERNEN ANTISEMITISMUS

Der Fall ist geradezu prototypisch für das ak-
tuelle theoretische Bewusstsein vieler Linker, 
die vom Antisemitismus keinen Begriff mehr 
haben, aber umso lauter und überall Rassis-
mus schreien. Verkannt wird dabei der kate-
goriale Unterschied beider Denkweisen, in-
dem sie Antisemitismus unter Rassismus sub-
sumieren. Der Antisemitismus lässt sich min-
destens auf den Judenhass der frühen Neu-
zeit zurückführen. Die Machenschaften der 
Wucherer mit ihren Zinsansprüchen gegen-
über den selbständigen kleinen Handwerkern 
und Bauern im Kontext der sich flächende-
ckend ausweitenden Warentauschverhältnis-
se wurden in dieser Zeit vor allem im westli-
chen Europa den Juden angelastet. Ihre Lage 
als klar abgegrenzte Gruppe innerhalb der da-
maligen Gesellschaft prädisponierte sie dafür. 
Sie wurden hier erstmals mit dem Geld und 
der Zirkulation der Waren, speziell mit deren 
unheimlichem und existentiell bedrohlichem 
Charakter verbunden. Hingegen entstand der 
Rassismus erst im Zuge der sich sukzessive 
biologisierenden und naturalisierenden bür-
gerlichen Gesellschaft in der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts. Allein schon historisch 
verbietet sich deshalb jedwede Subsumtion 
des Antisemitismus unter den Rassismus.

In der absolutistischen Gesellschaft des 
Ancien Régime stand die zwischenzeitlich 
ökonomisch erstarkte bürgerliche Klasse äu-
ßerst zwiespältig zum politisch noch dominie-
renden Adel. Sie benötigte seine militärische, 
politische und administrative Macht, um die 
Masse der Bevölkerung in bereitwillig zur 
Verfügung stehende Arbeitskraftbehälter um-
zuwandeln. Die Bevölkerung wurde durch 
die Praxis der Einhegungen, das heißt durch 
massenhaftes Vertreiben der Landbevölke-
rung von ihren Ländereien, von den Produk-
tionsmitteln enteignet. Nackte Gewalt stand 
am Beginn der sich frei und aufgeklärt wäh-
nenden bürgerlichen Gesellschaft. Gleichzei-
tig jedoch hasste die bürgerliche Klasse den 
bürokratischen Staat, da er ihr massive steu-
erliche Abgaben aufnötigte, umfassende Ein-
griffe in die Ökonomie vornahm und das hö-
fische Leben durch verschwenderischen Lu-
xus gekennzeichnet war. Der absolutistische 
Staat war gleichermaßen Todfeind und Exis-
tenzbedingung der bürgerlichen Klasse die-
ser Zeit. In der Gestalt des Juden kanalisier-
ten die Bürger diese zerrissene Konstellati-
on, indem sie ihn mit den aus ihrer Sicht ne-
gativen Eigenschaften des höfischen Lebens 
verbanden.

Der Übergang zur liberal-kapitalisti-
schen Gesellschaft erfolgte mit der Revoluti-
on in Frankreich bzw. als allmählicher Über-
gang in England und Schottland. Das Bürger-
tum eignete sich in diesem Prozess die poli-
tische Macht an. Die kapitalistische Gesell-
schaft stellte sich nun erst wirklich als solche 
her, d.h. erst jetzt funktionierte sie auf schein-
bar eigenständiger Grundlage, dem Wert als 
herrschendem gesellschaftlichen Verhältnis 
mit der ihm eigenen Entwicklungsdynamik. 
Die Einzelinteressen der bürgerlichen Eigen-
tümer sollten sich über die »invisible hand« 
des Marktes vermittelnd ausgleichen. Der 
Mensch (l’homme) dieser Gesellschaft betä-
tigte sich gleichermaßen politisch als Staats-
bürger (Citoyen) wie auch ökonomisch als 
Privatbürger (Bourgeois). Er war Bürger die-
ser beider scheinbar strikt getrennten Wel-
ten, ohne dass die eine die andere dominie-
ren sollte.

Marx überführte das liberale Denken als 
Ideologie im Sinne notwendig falschen Be-
wusstseins. Namentlich verkennt es die fort-
bestehende Ausbeutung und Unterdrückung, 
die sich jedoch nicht mehr durch persönli-
che Abhängigkeit, sondern sachlich vermit-
telt durch Geld und Warentausch vollzieht. 
Der gesellschaftliche Zusammenhang kons-
tituiert sich durch wechselseitige Tauschak-
te, die ein unbeherrschbares und verworrenes 
Knäuel wechselseitiger Beziehungen bilden. 
Die Zirkulationssphäre verselbständigt sich 
dergestalt von der der Produktion, konstitu-
iert sich als scheinbar eigenständige Macht, 
die ihrerseits die Gesellschaft zu beherrschen 
scheint. Produziert wird nicht mehr für den 
Gebrauchswert, sondern um des Tauschwerts 

willen, um möglichst hohen privaten Profit 
zu erzielen. Dieser reguliert, was produziert 
wird.

Das als automatisches und prozessieren-
des Subjekt des sich selbst verwertenden 
Werts agierende Kapital kann nur existieren, 
wenn es unentwegt wächst und expandiert, 
indem es sich in der Produktion fortwährend 
lebendige Arbeitskraft einverleibt. Dem un-
begrenzten Zwang des Kapitals nach erwei-
terter Produktion und ausgeweiteten Märkten 
steht jedoch unerbittlich die begrenzte Kon-
sumtionsfähigkeit der Massen entgegen und 
der Anteil der wertbildenden Arbeit am Pro-
duktionsprozess reduziert sich durch techni-
sche Innovation fortlaufend. In der daraus 
resultierenden Krise erst zeigt sich, dass die 
Produkte keineswegs naturhaft Einheiten von 
Gebrauchswert und Tauschwert bilden. Der 
über Ware und Geld vermittelte gesellschaft-
liche Zusammenhang bricht in der Krise aus-
einander und offenbart sich so als krisenhaft 
von Anbeginn. Die Krise, so Marx, ist die 
gewaltsame Trennung zueinander gehöriger 
und die nicht minder gewaltsame Herstellung 
der Einheit auseinander strebender Momente.

Die offene Konfrontation von Bürger-
tum und Proletariat führte in der Übergangs-
zeit vom Feudalismus zu klassischen Nati-
onalökonomien dazu, dass der Antisemitis-
mus für kurze Zeit seine sozio-ökonomische 
Funktion verlor. Selbst eine begrenzte poli-
tische Emanzipation der jüdischen Bevölke-
rung wurde plötzlich möglich.

DAS ENDE DES LIBERALISMUS
Tiefgreifende politisch-ökonomische Krisen 
in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, 
verbunden mit einer immer weiter auch poli-
tisch erstarkenden Arbeiterklasse, hätten die-
ser Gesellschaft in der Tat ein rasches En-
de bereitet, wenn sie sich nicht in autoritä-
rer Weise transformiert hätte. Der Staat trat 
als kontrollierende Instanz erneut auf den 
Plan, der Privatbürger wurde sukzessive dem 
Staatsbürger untergeordnet. In Preußen voll-
zog sich dies anders als im westlichen Eu-
ropa, denn hier war das Bürgertum niemals 
zur politischen Macht gelangt. Selbst ökono-
misch war es vergleichsweise schwach. Auf-
grund dessen wurde die liberale Phase hier 
übersprungen: Die Formierung der Gesell-
schaft erfolgte hier verstärkt durch staatliche 
Organisation, so dass Preußen sich von ei-
nem vormodern-autoritären in einen kapita-
listisch-autoritären Staat wandelte.

Der Antisemitismus zeigte dem preußi-
schen Bürger, was ihm blühen konnte, wenn 
er nicht bereit war, die Dominanz des Ge-
meinsinns über seinen bürgerlich-privaten 
Egoismus anzuerkennen. Der Bourgeois war 
in Preußen von Anbeginn dem Citoyen unter-
worfen. Damit trug der Antisemitismus auch 
zur Disziplinierung der bürgerlichen Klasse 
bei. Das Kapital befreite sich so von seinem 
Ausgangspunkt, dem Bürgertum, und for-

RASSISMUS, ANTISEMITISMUS 
UND DEUTSCHE VERGESELLSCHAFTUNG 
IM KONTEXT DER FLÜCHTLINGSKRISE.

DER BANKROTT DER LINKEN 
ISRAELSOLIDARITÄT.
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mierte sich nun auch politisch zu jenem auto-
matischen und prozessierenden Subjekt, das 
es ökonomisch bereits in der liberalen Ge-
sellschaft gewesen war. Getragen wurde das 
Kapitalverhältnis nun jedoch von einer neuen 
politischen Kaste, die sich aus Vertretern der 
Großindustrie, Akademikern, führenden Kle-
rikern, ostelbischen Krautjunkern und Mili-
tärs rekrutierte. Sie brachten den Antisemitis-
mus aufs Neue ins Spiel, indem sie die tradi-
tionelle Verknüpfung der Juden mit Geld und 
Handel wiederbelebten.

In der großen Wirtschaftskrise ab 1871 
verschärften sich nach massenhaften Ban-
krotten durch Fehlspekulationen nament-
lich beim Bau von Eisenbahnlinien die ge-
sellschaftlichen Widersprüche derart heftig, 
dass der intervenierende Staat im nunmehr 
von Bismarck mit Blut und Eisen geschaffe-
nen Deutschen Reich verstärkt zum Einsatz 
kam. Die vom Kapitalverhältnis bestimmte 
Gesellschaft wurde zunehmend dirigistisch 
gestaltet. Der Staat nahm die polit-ökonomi-
sche Entwicklung künftig zunehmend selbst 
in die Hand. Der Fortgang der Aufrechterhal-
tung des Produktionsprozesses wurde damit 
zum übergeordneten Ziel. Weder um des Ge-
brauchswerts willen, noch auch nur um der 
unternehmerischen Profitmaximierung wil-
len, sehr wohl aber für den Tauschwert wur-
de nun produziert: Schlichtweg damit die 
auf ihm ruhende gesellschaftliche Maschine-
rie weiterlief. Aufgrund der historisch über-
sprungenen liberalen Phase konnte das Deut-
sche Reich dabei eine Vorreiterrolle unter den 
aufstrebenden Nationalökonomien überneh-
men. Das Proletariat und seine Massenorga-
nisationen, Partei und Gewerkschaft, wurden 
in den autoritären Staat integriert und betrach-
teten ihn immer stärker als den Ihrigen. Dem 
Staat kam nun die doppelte Aufgabe zu, ei-
nerseits das Gesamtinteresse der bürgerlichen 
Klasse zu vertreten, also integraler Gesamt-
kapitalist zu sein, darüber hinaus aber die ge-
samte Gesellschaft, namentlich das Proletari-
at zu vertreten, um die langfristige Kapital-
akkumulation zu gewährleisten. Der deutsche 
Sozialstaat war von Anbeginn ein repressives 
und autoritäres Unterwerfungsinstrument.

DIE GEBURTSSTUNDE 
DES RASSISMUS

Das auf den Staatsbürger reduzierte Subjekt 
– nunmehr grundverschieden vom Subjekt 
der liberalen Gesellschaft, das sich dadurch 
auszeichnet, Bourgeois und Citoyen zu sein – 
verkam mehr und mehr zum Rädchen im Ge-
triebe der marktwirtschaftlichen Maschinerie. 
Die sich selbst als liberal und rational verste-
hende bürgerliche Gesellschaft mutierte re-
al und in den Augen ihrer Akteure sukzessi-
ve zu einem quasi-natürlichen Gebilde, ei-
nem scheinbiologischen Organismus. Auch 
die sozialen Konflikte spiegelten ein orga-
nisches Verständnis von Gesellschaft wider. 
Ursächlich dafür war der Warenfetisch, der 
zunehmend auf die Produktion selbst über-
griff und die Individuen nun auch innerlich 
erfasste. Mit fortschreitender Dominanz des 
fixen über das zirkulierende Kapital fetischi-

sierte sich die Gesellschaft als solche. Sie for-
mierte sich als Naturprozess, wurde zu einer 
»zweiten Natur«, die den Individuen gleich 
der ersten als unwandelbare Naturgegeben-
heit entgegentrat, womit die kapitalistische 
Gesellschaft ihren tendenziell progressiven 
Charakter verlor. Das war die Geburtsstun-
de des Rassismus. Er begründete, dass Ge-
schichte und Gesellschaft von sozialdarwi-
nistischen Gesetzen durchdrungen sind. Ent-
scheidend war hier der koloniale Kontext. 
Die Menschen der unterworfenen überseei-
schen Territorien galten als minderwertige, 
die erst durch die Europäer zu zivilisieren 
seien. Im Zuge der Biologisierung politischer 
Konflikte und Krisen trat der Rassenkampf in 
den Vordergrund.

Der moderne Antisemitismus als nunmehr 
klassenübergreifende Ideologie bläute jetzt 
sowohl den Bürgern als auch den Arbeitern 
ein, wie sie sich in ihrem Staat zu verhalten 
haben: Ihre privaten Interessen hätten sie vor-
ab dem Nutzen der Gesamtgesellschaft zu un-
terwerfen. Der Antisemitismus argumentier-
te zunehmend selbst rassistisch, indem er ras-
sistische Erklärungsmuster in sich aufnahm. 
Seine Anziehungskraft steigerte sich dadurch, 
dass er sich reibungslos in eine substantia-
listisch-völkische Weltanschauung einbetten 
ließ. In dieser Zeit begründete sich bereits der 
Gegensatz zwischen einem Rassismus, der 
seine Objekte als minderwertig betrachtet, 
und einem Antisemitismus, der sie als über-
mächtig deklariert.

Im Antisemitismus kreidet das bürgerliche 
Subjekt die von ihm abgetrennte und gleich-
zeitig durch ihn vollzogene Form der Verge-
sellschaftung den Juden als angeblich über-
mächtigen Akteuren an. Die Juden sind dem-
nach ursächlich für Krisen und Ungerechtig-
keiten. Im Hass auf die Juden wird die Kri-
se sowohl veräußerlicht als auch gleicher-
maßen angeeignet, um sie fortan zu verun-
möglichen. Die zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts veröffentlichten Protokolle der Weisen 
von Zion halluzinierten eine allmächtige jü-
dische Weltverschwörung, die die angeblich 
gesunden Nationen unterminiere und in Krie-
ge, Klassenkämpfe und Katastrophen treibe. 
Antisemitismus ist Ausdruck des in sich wi-
dersprüchlichen bürgerlichen Subjekts, das 
eine Krisenlösung für den unverstandenen 
inneren Konflikt zwischen Staatsbürger und 
Privatbürger sucht. Als Staatsbürger, als Cito-
yen, lastet das bürgerliche Subjekt den Juden 
den an ihm selbst verpönten privaten Egois-
mus an.

Der Rassismus verhält sich zum Antise-
mitismus spiegelbildlich. Seine Opfer wer-
den nicht mit der Gesellschaft identifiziert, 
sondern mit der zu unterdrückenden inne-
ren Natur des bürgerlichen Subjekts. Inso-
fern kommt er nicht ohne Begrifflichkeiten 
wie Rasse, Hautfarbe oder Schädelform aus. 
Um in der bürgerlichen Gesellschaft lebens-
fähig zu sein, muss sich das bürgerliche Sub-
jekt permanent selbst beherrschen und unent-
wegt die immanente Triebwelt unterwerfen, 
was den Hass auf jene erzeugt, die sich die-
sem Zwang angeblich nicht oder nur unzu-

reichend unterwerfen. Die Objekte des Ras-
sismus gelten seinen Vertretern dementspre-
chend als naturhaft, faul, unzivilisiert und 
rückständig, während die Juden im Antise-
mitismus gerade als übermächtig und »über-
zivilisiert« erscheinen. Der Rassismus dreht 
sich um das unverstandene Verhältnis des 
bürgerlichen Subjekts als Privatbürger zu sei-
nem Körper. Der gesellschaftliche Anteil der 
körperlichen Unterwerfung wird ausgeblen-
det, indem es als Naturverhältnis an den als 
minderwertig abgestempelten »Rassen« aus-
agiert wird.

Rassismus und Antisemitismus weisen so-
mit eine ganz unterschiedliche historische 
und gesellschaftliche Genese auf, entwi-
ckeln sich jedoch im 19. Jahrhundert zu sich 
spiegelbildlich ergänzenden Ideologemen 
der spätkapitalistischen Gesellschaft. Je tie-
fer der Riss zwischen Privat- und Staatsbür-
ger durch das Subjekt verläuft, desto stärker 
setzt es sich unter Zwang, um nicht zu zer-
brechen. Die Nichtidentität des Subjekts mit 
sich selbst muss kaschiert werden, als ras-
sistisches und antisemitisches hält es sich 
zusammen.

VOLKSGEMEINSCHAFT 
UND GEGENRASSE

Infolge der Weltwirtschaftskrise ab 1929 er-
folgte in Deutschland unter der Federführung 
der Nazipartei der Versuch, durch Schaf-
fung einer Volksgemeinschaft den imma-
nenten Klassenwiderspruch und die Krisen-
haftigkeit des Kapitalismus still zu stellen. 
Was nach Marx die Gesellschaft auseinan-
derreißen sollte, wurde im Nationalsozialis-
mus auf Dauer gestellt und gerann geradezu 
zum gesellschaftsstiftenden Prinzip. Keines-
wegs wurde dabei der Wert abgeschafft, son-
dern lediglich die Regulation der Produkti-
on durch den Profit unter staatliche Regie auf 
die Spitze getrieben. Der Wert wurde weiter-
hin privat von einzelnen Kapitalisten ange-
eignet, allerdings regelte er nicht weiter, was 
von wem produziert wird, sondern dies wur-
de nun staatlich diktiert. Folge dieser negativ 
aufgehobenen Klassengesellschaft war dann 
auch keineswegs gesellschaftliche Harmonie. 
Die Widersprüche der Klassengesellschaft 
wurden lediglich in ein organisiertes Banden-
tum überführt. Sie wirkten nicht nur ungehin-
dert, sondern sogar verstärkt fort. Der Wider-
spruch zwischen kurzfristigen Profitinteres-
sen und der Aufrechterhaltung der Produkti-
onsverhältnisse wurde im Nationalsozialis-
mus zusammengeschweißt, wodurch er sich 
zum Bersten steigerte.

Die deutschen Volksgenossen hatten der 
nationalsozialistischen Ideologie zufolge 
nichts als deutsch zu sein. Sie hatten sich mit 
Haut und Haaren dem Staat und dem Kapi-
tal anheimzugeben und sich dazu als produk-
tiv und untertänig zu erweisen. Der Privatbür-
ger hatte sich vollständig in den Staatsbürger 
zurückzunehmen. In der Losung, die Juden 
seien das Unglück der Deutschen, verkörper-
te sich der anhaltend widersprüchliche Cha-
rakter der Gesellschaft. An den Juden drück-
te sich somit die fortbestehende Nichtidenti-
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tät der deutschen Volksgemeinschaft und ih-
rer politischen Subjekte aus. Auf Gedeih und 
Verderb aneinandergebunden, schweißte der 
ab 1942 systematisch praktizierte antisemiti-
sche Massenmord die verfeindeten Gruppie-
rungen unerbittlich zusammen. Mittels Ver-
nichtung und totaler Unterwerfung formierte 
sich die Einheit der Deutschen schließlich im 
Zweiten Weltkrieg als Vernichtungsgemein-
schaft, in der sich die Deutschen als »Rasse« 
in Konfrontation zu den zur »Gegenrasse« er-
klärten Juden organisierten. Es handelte sich 
dabei allerdings um keinen von Anbeginn be-
stehenden, vorab gefassten Plan, der, nach-
dem die Nazis zur Herrschaft gelangt waren, 
lediglich zu vollstrecken war. Überhaupt hat-
te der Nationalsozialismus herzlich wenig 
mit dem Rasseverständnis des herkömmli-
chen Rassismus zu tun, zumal der Privatbür-
ger als dessen Keimzelle ohnehin schon ent-
machtet war. Deutschland erschien den na-
zifaschistischen Volksgenossen als gebeutel-
tes Opfer der westlichen Zivilisation und des 
östlichen Bolschewismus. Im Vernichtungs-
krieg grenzte es sich gegen diese feindlichen 
Mächte ab und formierte sich nach innen. Die 
sich häufenden militärischen Niederlagen des 
(bereits im antisemitischen Wahn angezettel-
ten) »totalen Krieges« wurden folglich ei-
ner jüdischen Verschwörung angelastet. Die 
Deutschen handelten in dem Glauben, eine 
historische Mission zu verwirklichen. Nach 
dem Zusammenbruch der NS-Führungsrie-
ge führten einige KZ-Schergen deshalb den 
Massenmord sogar in Eigenregie weiter.

VOM ANTISEMITISMUS 
ZUM ANTIZIONISMUS

Mit der militärischen Zerschlagung des Na-
tionalsozialismus durch die Alliierten wurde 
die deutsche Volksgemeinschaft jedoch kei-
neswegs restlos zerstört. Sie wurde vielmehr 
beerbt und modifiziert fortgesetzt. Das so ge-
nannte deutsche »Wirtschaftswunder« knüpf-
te in westlich-demokratischer Gestalt an die 
fragwürdigen Erfolge der nazifaschistischen 
Massenmobilisierung an. Dafür steht das 
zwischen westlich-angelsächsischem Kapi-
talismus und östlichem Bolschewismus ver-
mittelnde und ausgleichende System der so-
zialen Marktwirtschaft. Aus »Du bist nichts, 
dein Volk ist alles« und »Gemeinnutz geht 
vor Eigennutz« wurde »Eigentum verpflich-
tet«. Eines offenen Faschismus bedurfte es 
nicht weiter. Auch der Antisemitismus trat in 
dieser Zeit nur noch latent und unterdrückt 
auf und wird seitdem offiziell nicht toleriert.

Das bedeutet allerdings nicht, dass der An-
tisemitismus im Weltmaßstab an Bedeutung 
verloren hätte oder das nationalsozialistische 
Krisenlösungsmodell territorial und histo-
risch auf Deutschland beschränkt geblieben 
wäre. Die Deutschen hatten gezeigt, dass sich 
mit Judenvernichtung und der Homogenisie-
rung der eigenen Bevölkerung nach innen er-
folgreich Politik und Wirtschaft gestalten las-
sen und auch für die daraus entsprungene äu-
ßerste Konsequenz, den Massenmord, eine 
angemessene Strafe nicht zu erwarten ist. Je-
nes Vergesellschaftungsmodell, das in Nazi-

deutschland erstmals erprobt und angewandt 
wurde, kann daher unter veränderten gesell-
schaftlichen Verhältnissen stets aufs Neue re-
aktiviert werden. Das Beispiel macht Schule 
und wird dementsprechend zum Exportschla-
ger. Die Gesellschaft zu homogenisieren, in-
dem die Juden zur Gegenrasse erklärt werden, 
ist insofern deutsch, weil dieses Modell erst-
mals in Deutschland erfolgreich praktiziert 
wurde. Es kann sich jedoch von seiner geo-
graphischen Bindung lösen und als gesell-
schaftliche Konstellation sowie als ideolo-
gisches Konzept auch von anderen Nationen 
und Gemeinschaften übernommen werden.

Namentlich im arabisch-islamischen 
Raum konstituierten sich gemäß diesem Mo-
dell Gesellschaften, in denen der Antizionis-
mus zur Staatsideologie avancierte. Beim An-
tizionismus als der geopolitischen Reproduk-
tion des Antisemitismus in der globalisierten 
kapitalistischen Gesellschaft handelt es sich 
um ein zentrales Moment dieser Ausweitung. 
Dem Staat Israel – der angesichts des europä-
ischen Antisemitismus’ die ursprüngliche Ak-
kumulation zeitrafferartig zulasten der arabi-
schen Bevölkerung nachvollziehen musste 
und seinen Feinden nun als »künstliches zio-
nistisches Gebilde« erscheint – kommt in die-
ser Ideologie die Rolle des Juden unter den 
Staaten zu.

RASSISMUS UND ANTIRASSISMUS
Der Antirassismus, der spätestens mit der so 
genannten Flüchtlingskrise zur neuen Staats-​
ideologie der Bundesrepublik avanciert ist, 
agiert als politischer Fürsprecher jener Kol-
lektive, die das deutsche Vergesellschaf-
tungsmodell für sich zu übernehmen geden-
ken. Was Linke für die geeignete Reaktion 
auf Rassismus und Antisemitismus halten, 
knüpft gleichwohl in modifizierter Form an 
sie an. Als spezifische Reaktion des sich von 
internationalen Konzernen beherrscht füh-
lenden bürgerlichen Subjekts in der globalen 
Krise ist er eine aktuell maßgebliche ideolo-
gische Spielart jener politisch-ökonomischen 
Konstellation, die oben als deutsch darge-
stellt wurde.

Im Antirassismus gilt Rassismus als Un-
terdrückung anderer »Kulturen« durch die 
westliche Zivilisation. Er löst den Begriff 
Rassismus von dem der Rasse und postuliert 
die Existenz einer Vielzahl von »Rassismen«. 
Alles, was irgendwie mit Diskriminierung 
(oder auch nur der Konstitution) von Men-
schengruppen zu tun hat, gilt den Antirassis-
ten als Variante eines angeblichen »Kultur-
rassismus«. Gerade damit verkennen sie aber 
nicht nur den signifikanten Unterschied zum 
Antisemitismus, den sie nur als eine von un-
zähligen Formen gruppenbezogener Men-
schenfeindlichkeit betrachten, sondern auch 
den Kern des Rassismus selbst. Rassismus 
verweist notwendigerweise auf Rasse. Die 
Identität des Subjekts steht infrage, weil sein 
biologisches Substrat sterblich und von Natur 
und Gesellschaft abhängig ist. Seine Einheit 
ist nur äußerlich gestiftet und muss daher ge-
waltvoll zementiert werden. Eben dies leistet 

der Rassismus, in dem sich Herrschaft kör-
perlich manifestiert.

Der Antirassismus lebt davon, den Ras-
sismus anstelle der kapitalistischen Gesell-
schaft als gesellschaftliches Verhältnis zu be-
stimmen und dabei seinen körperlichen Kern 
auszublenden. Achim Bühls Einführung in 
die Thematik zeigt das exemplarisch: »Der 
Rassismus ist ein Macht- und Herrschafts-
verhältnis. Rassistische Akteure beabsich-
tigen [!], ein soziales Ungleichheitsverhält-
nis zu etablieren. Der Rassismus ist sowohl 
Struktur, Praxis und Strategie als auch Ideo-
logie zugleich.« Er zielt dieser Auffassung 
zufolge lediglich darauf, einer Eigengruppe 
intentional Vorteile abzusichern. Was Herr-
schaft spezifisch bedeutet, speziell ihr irrati-
onaler Charakter, stellt sich dieser Sichtweise 
nicht einmal als Frage. Herrschaft erscheint 
somit als sinnvoll und wird rationalisiert. Die 
gesellschaftliche Totalität wird begriffslos in 
Struktur, Praxis, Strategie und Ideologie auf-
gelöst, um sie dann unter dem Stichwort Ras-
sismus nicht minder willkürlich wieder zu-
sammenzukitten. Rassismus wird dabei zum 
Universalschlüssel einer ideologischen Sicht 
auf Gesellschaft, zur Weltanschauung per se. 
Ihr Kern ist die Annahme einer strategisch 
motivierten Dominanz über die »anderen« 
Kulturen, Religionen, Ethnien etc. Gesell-
schaft erscheint so gerade nicht als Verhält-
nis, das sich unabhängig von seinen Betrei-
bern verselbständigt.

Der Nationalsozialismus wird vom Anti-
rassismus nahtlos in die Geschichte des ko-
lonialen Rassismus integriert, damit entwirk-
licht und gleichzeitig in seinem Kern legiti-
miert: als Sichtweise, der zufolge die »Subal-
ternen« von der westlichen Zivilisation usur-
piert würden. Für Bühl »steht Auschwitz in 
der mörderischen Logik der Geschichte des 
Rassismus [!], der maßgeblich eine Schöp-
fung der westlichen Zivilisation [!] darstellt«. 
Der Westen wird so zum Schuldigen am deut-
schen Massenmord zurechtgelogen. Da der 
Rassismus laut antirassistischer Ideologie di-
rekt aus der Aufklärung resultiert, erscheint 
jede Form von Kritik an den zu reinen Op-
fern stilisierten Angehörigen »fremder Kultu-
ren« als eurozentristische Anmaßung von au-
ßen. Exemplarisch hierfür steht der eingangs 
erwähnte Vorfall auf einer linken Party. Mit 
ihrer Relativierung des Nationalsozialismus, 
der Ineinssetzung von Rassismus und Antise-
mitismus sowie mit ihrer Rede von den guten 
Unterprivilegierten, die sich im Zangengriff 
der bösen westlichen Zivilisation befänden, 
stehen die Antirassisten dem Nationalsozia-
lismus sogar näher als ihre Widersacher, die 
sich bei der AfD und Pegida sammeln.

MATERIALISTISCHE KRITIK 
DES ANTIRASSISMUS

Im Zusammenhang mit der in der Flücht-
lingskrise grassierenden Ausländerfeindlich-
keit hat der Antirassismus auch in der an-
tideutschen Linken wieder verstärkt Kon-
junktur. Auf der ausgebliebenen kategorialen 
Entfaltung von Rassismus und Antisemitis-
mus gründet wesentlich ihre Schwäche. Auf-
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grund der Unfähigkeit, Ursachen und Wir-
kungen gesellschaftlicher Umbrüche auf den 
Begriff zu bringen, fallen selbst antideutsche 
Linke hinter frühere Erkenntnisse zurück. 
Die dringend notwendige Kritik des Antise-
mitismus und die Solidarität mit Israel, die 
sich mehr schlecht als recht innerhalb der ra-
dikalen Linken durchgesetzt hatte, droht ent-
sorgt zu werden. Der Antirassismus bricht je-
de notwendige Kritik zugunsten einer Ab-
wehr von Diskriminierung ab und verewigt 
so die Verhältnisse, gegen die er vermeint-
lich antritt. Ursächlich für die Kritikabwehr 
des Antirassismus ist dessen sozialpsycholo-
gische Funktion. Er hilft bei der Stärkung und 
Selbstermächtigung des Subjekts in der Kri-
se der globalisierten kapitalistischen Gesell-
schaft. Seine Anhänger können sich als Op-
fer einer internationalen Verschwörung der 
alten, weißen Männer gegenüber den Subal-
ternen imaginieren. Sie können sich zu An-

wälten der Subalternen erheben und damit ih-
re prekäre Konstitution als Subjekt absichern. 
Sie können sich sozialen Sinn in einer suk-
zessive immer stärker von jeglichem Sinn 
bereinigten Gesellschaft verschaffen, wider-
ständig scheinbar »dagegen« und doch mit 
allem, was geschieht, einverstanden sein und 
damit sogar über staatlich geförderte Antiras-
sismusprogramme in Lohn und Brot gelan-
gen. Derartiges funktioniert freilich nur mit-
tels absoluter Hingabe und Überzeugung, die 
man gegen jede Kritik mit dem Stigma »Ras-
sist« zu verteidigen versucht.

Eine strikte Kritik des Antisemitismus, 
insbesondere bei Flüchtlingen, wäre stattdes-
sen dringendes Gebot der Stunde. Unterbleibt 
diese, so droht die postfaschistische Gesell-
schaft vom latenten in den offenen Antisemi-
tismus zu kippen.

Martin Dornis
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Im Januar dieses Jahres lud das Max-Planck-In-
stitut für ethnologische Forschung in Hal-
le (MPI) den abgedrehten Israelhasser Nor-
man Finkelstein zu zwei Vorträgen ein. Mit-
hilfe des ersten Vortrags über die Einschrän-
kung akademischer Freiheiten, versuchte er 
die Kritik an seiner Israelfeindschaft zu de-
nunzieren und seinem Hass einen widerstän-
digen Anstrich zu verpassen. Erst der zwei-
te Vortrag widmete sich seinem Lieblingsthe-
ma: der Relativierung des Antisemitismus. In 
der Ankündigung des Vortrages mit dem Titel 
»Gaza. An inquest into its martyrdom« leug-
nete er die terroristischen Angriffe der Hamas 
auf Israel. Er behauptete, dass weder Raketen 
auf den jüdischen Staat abgefeuert noch Tun-
nel gebaut worden seien. Zugleich sprach Fin-
kelstein dem attackierten Staat das Recht ab, 
seine Bürger vor denjenigen zu schützen, de-
ren Ziel die Vernichtung Israels ist. Auf die 
Einladung Finkelsteins folgten diverse Pro-
teste. Trotz der Kritik hielt das MPI zwar wei-
terhin an den Vorträgen fest, es geriet jedoch 
sichtlich unter Druck. Man log dummdreist, 
der Ankündigungstext hätte mit dem Institut 
nichts zu tun. Dabei wurde stillschweigend 
übergangen, dass die Organisation der Veran-
staltung in der Hand des Instituts lag und die 
Ankündigung im hauseigenen Corporate De-
sign gestaltet war. Ohnehin können solche Er-
klärungen nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
es kein Zufall ist, wenn ein Institut für ethno-
logische Forschung den Schrullen eines inter-
national bekannten Israelhassers wie Finkel-
stein ein Podium bietet.

VÖLKER, HÖRT DIE SIGNALE!
Seit sich die Völkerkunde von einem Instru-
mentarium des Kolonialismus hin zur mo-
dernen Ethnolgie zu wandeln begann, ist das 
Fach vor allem ein Verein gegen die westliche 
Zivilisation. In der Suche nach Kulturen am 
Ende der Welt spiegelt sich weniger das Inter-

esse für andere Menschen wider, sondern vor 
allem der Wunsch, das moderne Zusammen-
leben im Großstadtdschungel hinter sich zu 
lassen. In der Sehnsucht nach Gemeinschaf-
ten, die noch naturverhaftet und ursprünglich 
daherkommen, drückt sich die Abneigung ge-
gen alles Künstliche aus, das dem Ethnologen 
seit jeher als verdorben gilt. Bereits Bronisław 
Malinowski, der als Urvater der ethnographi-
schen Feldforschung gilt, bedauert in seiner 
wegweisenden Ethnographie über den rituel-
len Tauschhandel der Trobriander im Westpa-
zifik, dass die britischen Kolonialherren Krieg 
und Kannibalismus verboten haben. Solche 
Eingriffe hätten den Seereisen vor den Küs-
ten der Trobriand-Inseln das heroische Mo-
ment genommen. Seit Malinowski machte die 
Ethnologie zwar eine ganze Reihe verschie-
dener Turns durch. Von ihrer Aversion gegen 
den Eingriff der künstlichen Moderne in an-
geblich organisch gewachsene Kulturen ver-
abschiedete sie sich jedoch nie. Nichts stimmt 
einen Ethnologen trauriger, als die Tropen in 
den Fängen des Westens zu sehen. Der Clou 
ist dabei, dass ihnen alles, was nicht-westlich 
daherkommt, als authentische und damit zu 
verteidigende Kultur gilt – unabhängig davon, 
wie krude oder inhuman der jeweilige Ritus 
auch sein mag. Das verleiht der Suche nach 
geeigneten Gegenkulturen genau das Maß an 
leichtverdaulicher Beliebigkeit, das die denk-
faulen Ethnologen gerade noch verarbeiten 
können.

DAS SCHEINVOLK
Wer Völker, die der moderne Ethnologe heu-
te Ethnie zu nennen pflegt, als positiven Ge-
genentwurf zum Westen auserkoren hat, der 
wird nicht lange suchen, um den passenden 
Konterpart ausfindig zu machen, der die ver-
achteten Eigenschaften in sich vereint. Seit 
Beginn der Moderne verkörpern die Juden für 
den Antisemiten alles, was auch den Ethno-

logen so sehr an die Nieren geht: Abstraktion, 
Vermittlung, Künstlichkeit. Nicht ohne Grund 
war die deutsche Ethnologie vom Nationalso-
zialismus hellauf begeistert. Wie in Leipzig 
wurden die Ethnologisch-Anthropologischen 
Institute prompt in Institute für Rassen- und 
Völkerkunde umbenannt. Stellvertretend fasst 
Wilhelm Emil Mühlmann zusammen, woraus 
sich die krankhafte Abneigung deutscher Eth-
nologen gegenüber Juden speist: »Der Man-
gel an Verwurzelung ist teils nomadisches Er-
be, teils Ausleseprodukt der bodenvagen, nur 
auf Tausch, Vermittlung und Verkehr gerich-
teten Beschäftigung. Ein Volk sind die Juden 
nicht, auch kein Volkstum, sondern sie sind 
ein Scheinvolk.«

KEIN UNRECHT IST ILLEGAL
Eine Auseinandersetzung mit den Arbeiten 
von Marie-Claire Foblets bestätigt, dass sie 
sich ganz in der Tradition ihres Fachgebiets 
befindet. Foblets ist Direktorin der im Jahr 
2012 gegründeten Abteilung Recht und Eth-
nologie am MPI und verantwortlich für die 
Einladung Finkelsteins. Die Erbin Malinow-
skis empfindet das bürgerliche Recht als Be-
schneidung authentischer Kultur. Ihr Lebens-
werk ist das Erstellen einer Datenbank, in der 
Gerichtsverfahren gesammelt werden, bei de-
nen die bürgerliche Strafgesetzgebung auf 
Rechtsvorstellungen trifft, die noch auf Sip-
pe basieren. Ihr wissenschaftliches Anliegen 
zielt jedoch nicht etwa darauf ab, die Entste-
hung von Parallelgesellschaften aufzuhalten. 
Es geht ihr im Gegenteil erklärtermaßen dar-
um, die Akzeptanz gegenüber Rechtspluralis-
mus zu fördern – was schlussendlich auf die 
Abschaffung eines allgemein gültigen bür-
gerlichen Rechts hinauslaufen soll. Eine re-
präsentative Publikation trägt bspw. den pro-
grammatischen Titel »Zum Referenzrah-
men Scharia im europäischen Kontext: Ethi-
sche Legitimierung muslimischer Lebenspra-

Miriam Lopez erklärt, weshalb das Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung der ideale Ort für den Vortrag eines Israelhassers ist.

EIN PODIUM FÜR ANTISEMITEN
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xis und islamischer Normativität«. Zielgrup-
pe des Projektes sind praktizierende Juristen, 
bei denen das Anliegen auf zunehmendes In-
teresse stößt.

Foblets und ihr Institut teilen gemeinsam 
mit dem Großteil der Anhänger Allahs das 
Ressentiment gegen »Tausch, Vermittlung 

und Verkehr«. Es ist daher mehr als nur ei-
ne Randnotiz, dass es sich dabei insbesondere 
um Leute handelt, denen das bloße Bestehen 
Israels ein Dorn im Auge ist. Wer sich um be-
drohte Völker sorgt, dem geht natürlich auch 
das Schicksal des Volkes ans Herz, das heute 
vermeintlich am stärksten vom »Scheinvolk« 

bedroht wird: die Palästinenser. Dass am hal-
lischen MPI-Ableger den Verrücktheiten ei-
nes Finkelsteins ein Podium geboten wird, ist 
somit weniger ein Skandal als vielmehr eine 
Konsequenz notorischer Israelfeindschaft.

Miriam Lopez

1. APRIL
SZ BOXEN

SÜDDEUTSCHE ZEITUNG BOXEN!

Im Mai dieses Jahres stellte der Autor Tu-
via Tenenbom sein neues Buch Allein unter 
Flüchtlingen im Leipziger Szeneclub Conne 
Island vor. Dabei machte er auch ein paar 
Bemerkungen zur politischen Relevanz an-
tisemitischer Gruppen in Deutschland. Er 
stellte fest, dass der linke Antisemitismus 
mittlerweile eine viel wegweisendere Rolle 
spiele als dessen rechte Spielart. Das hin-
dere die Mehrzahl deutscher Antifaschis-
ten trotzdem nicht daran, gegen jedes noch 
so kleine Nazihäufchen ein großes Protest-
spektakel auf die Beine zu stellen, während 
man die Antisemiten im eigenen Milieu re-
lativ ungestört gewähren ließe. Den Sach-
verhalt spitzte er mit der Beobachtung zu, 
dass ihm im Leipziger Stadtteil Connewitz 
zahlreiche Aufkleber mit der Parole »1. Mai 
– Nazis boxen« aufgefallen, aber Motive 
mit der Botschaft »1. April – Süddeutsche 
Zeitung boxen« nie zu finden seien. Dabei 
spiele dieses Blatt eine Vorreiterrolle bei 
der deutschen Agitation gegen Israel.

Da die Redaktion der Bonjour Tristesse 
zum einen der Feststellung Tenenboms zu-
stimmt und zum anderen für konstruktive 
Kritik stets ein offenes Ohr hat, hat sie ih-
re Bierkasse geplündert und einen Burgstu-
denten mit der Anfertigung besagten Moti-
ves beauftragt. Voilà!

Es dürfte inzwischen etwa ein Jahr her sein, 
dass die ersten Gerüchte über die Zunahme 
von sexuellen Übergriffen und Gewalt im 
Conne Island kursierten. Im Nachgang der 
sogenannten Flüchtlingskrise wurden die 
Tanzveranstaltungen des Clubs zu einem be-
liebten Anlaufpunkt für Migranten. Der wich-
tigste Grund dafür dürfte die Regelung gewe-
sen sein, von Flüchtlingen nur 50 Cent Ein-
tritt zu verlangen: Wer am Existenzminimum 
lebt, muss auf jeden Euro achten. Zur offen-
sichtlichen Verwunderung des Conne Island 
waren die neuen Gäste allerdings weder son-
derlich dankbar noch in großer Zahl an der 
politischen Arbeit interessiert, die der Laden 
für sie vorgesehen hatte. Einige von ihnen 
sorgten stattdessen dafür, dass aggressive An-
machen, sexuelle Übergriffe und Gewalt zum 
Dauerthema wurden. Das Ganze nahm ein 
Ausmaß an, das es in der Geschichte des Con-

ne Island bis dahin nicht gegeben hatte. Eini-
ge Gäste blieben bereits weg, mehrfach war 
die Crew des Ladens so überfordert, dass sie 

– wahrscheinlich auch ein Novum in der Ge-
schichte des Clubs – keinen anderen Ausweg 
sah, als die Polizei zu rufen.

Diese Entwicklung war vor allem für Leu-
te verwunderlich, die Flüchtlinge aufgrund 
ihrer Herkunft für die besseren Menschen 
oder revolutionäre Subjekte im Wartezustand 
halten. Dabei ist es gar nicht schwer zu ver-
stehen: Wer sich erfolgreich mit Schlepper-
banden herumgeschlagen, Grenzzäune über-
wunden oder die lebensgefährliche Reise 
übers Mittelmeer überstanden hat, ist nicht 
immer ein freundlicher und umgänglicher 
Mensch. Er musste vielfach eine Durchset-
zungsfähigkeit, Skrupellosigkeit und Abge-
brühtheit an den Tag legen, von der die Tür-
steher des Conne Island meilenweit entfernt 

sind. Der Islam, von dem das Gros der hierzu-
lande ankommenden Flüchtlinge zum Teil di-
rekt, zum Teil indirekt geprägt wird, erledigt 
oft den gar nicht so kleinen Rest. Denn dass 
diese wohl patriarchalste aller Religionen ih-
ren männlichen Angehörigen nicht unbedingt 
zu einem freundlichen und rücksichtsvollen 
Umgang mit Frauen ermutigt, dürfte durch 
Funk, Fernsehen oder Spaziergänge durch die 
Berliner Sonnenallee bekannt sein.

Irgendwann im Sommer war der Leidens-
druck des Conne Island schließlich so groß, 
dass die 50-Cent-Regelung de facto abge-
schafft wurde; das Plenum reichte im Ok-
tober eine Erklärung nach.1 Diese Stellung-
nahme ist, wie wir bereits beiläufig in ei-
nem Flugblatt formuliert haben,2 in mehrfa-
cher Hinsicht misslungen. Andere Gruppen 
und Einzelpersonen sind der gleichen Mei-
nung – blöderweise aus anderen Gründen als 

No Tears for Krauts über die sexuellen Übergriffe durch Flüchtlinge 
im linken Leipziger Club Conne Island, die Reaktion der Clubbetrei-
ber darauf und die Anfeindungen von links, denen sich das Conne 

Island infolge seiner Erklärung zu den Vorfällen ausgesetzt sah. Der 
Text erschien erstmals im CEE IEH – Conne Island Newsflyer #238.

WER SCHWEIGT, STIMMT ZU! EINE VERTEIDIGUNG DES CONNE ISLAND 
GEGEN SEINE FREUNDE.



12

wir. Das Einschießen auf die Stellungnah-
me wurde zum linken Breitensport, an dem 
sich Jungle-World-Autoren ebenso beteilig-
ten wie Konkret-Pinscher und megalomane 
Facebook-Klugscheißer. Die Mehrheit dieser 
Kritiker legte bei ihrer Beurteilung der Erklä-
rung ein so großes Maß an Realitätsverwei-
gerung an den Tag, dass wir uns genötigt se-
hen, den Club trotz unserer Kritik zu verteidi-
gen. Wer von seinen Kumpels ungerechtfer-
tigt als Halbnazi dargestellt wird, wie es ei-
nige vermeintliche »Freundinnen und Freun-
de des Conne Island« im Hate Magazin ge-
tan haben,3 der braucht nicht nur keine Fein-
de, sondern der hat auch Solidarität verdient.

TRENDSPORT 
RASSISMUSVORWURF

In den Wochen nach der Veröffentlichung der 
Erklärung wurde innerhalb der linken Sze-
ne ein regelrechter Wettbewerb darum ge-
führt, wer das Statement am dummdreistes-
ten in den Kontext neurechter Diskussionen 
rücken kann. Einige fanden die Erklärung 
allein deshalb verwerflich, weil sich Beat-
rix von Storch auf sie bezogen hatte. Andere 
warfen dem Club gleich selbst Rassismus vor. 
Die Allerdümmsten rückten die Erklärung so-
gar in die Nähe der Machwerke Carl Schmitts, 
des Kronjuristen des »Dritten Reiches«.4 Un-
ter einem Nazivorwurf macht man’s als wa-
schechter Antirassist eben nicht.

Die Aufregung war insbesondere dem 
Umstand geschuldet, dass das Conne Island 
auf die Herkunft der Täter verwiesen hatte. 
Ein gewisser Bernhard Torsch log die Stel-
lungnahme in einem Artikel für die Konkret 
schließlich bis zur Unkenntlichkeit zurecht: 
»Die Steinzeitmenschen aus dem mysteriösen 
Orient sind leider zu doof, um zu wissen, wie 
man sich benimmt.«5 Diese Aussage glaubte 
er im Text des Conne Island erkannt zu haben.

Die Empörung über den Hinweis auf die 
Herkunft der Täter war dabei gleich aus meh-
reren Gründen skurril:

Erstens hatte das Conne Island zwar tat-
sächlich von »jungen Männern mit Migrati-
onshintergrund« gesprochen. Um nicht in ei-
ne vermeintlich rassistische Kerbe zu schla-
gen, hatte es diese Aussage jedoch sofort wie-
der relativiert und suggeriert, dass »Syrer, 
Connewitzer, Ghanaer, Eilenburger, Leutz-
scher oder Russen« gleichermaßen Probleme 
bereiten würden.6

Zweitens verwundert die Aufregung über 
den Hinweis auf den Background der Täter, 
weil sie nicht zuletzt von Leuten kommt, de-
nen die Rede von der Prägung menschlichen 
Verhaltens durch Diskurse, Rollenbilder und 
ähnlichen Schnickschnack sonst zur zweiten 
Haut geworden ist. Natürlich wird nicht im-
mer aus ehrenwerten Gründen auf die sozi-
alen, nationalen, religiösen oder politischen 
Hintergründe von Tätern verwiesen. Oft ist 
ein solcher Hinweis aber eine Vorausset-
zung dafür, Entwicklungen verstehen, erklä-
ren und ihnen gegebenfalls entgegenwirken 
zu können. So würden den meisten Gegnern 
der Conne-Island-Erklärung im Falle gewal-
taffiner Deutscher, die eine Tanzveranstaltung 

für andere Gäste zum Spießrutenlauf machen, 
innerhalb kürzester Zeit etliche historische, 
ökonomische, soziale, politische und ideen-
geschichtliche Gründe (Luther, Hitler, Miel-
ke, Müllermilch etc.) für ihr Verhalten einfal-
len – ohne dass sie damit eine Aussage über 
alle Deutschen treffen würden. Im Fall ei-
nes Überfalls deutscher Neonazis wären viele 
von ihnen sogar regelrecht empört, wenn der 
Hinweis auf den Hintergrund der Täter ver-
schwiegen würde.

Im Unterschied dazu fällt den entsprechen-
den Leuten bei Hinweisen auf die Lebensum-
stände und die Erziehung von Migranten – 
und darum geht es – sofort und ausschließ-
lich die Praxis der Schädelvermessung ein. 
Sobald es sich bei den Tätern um Flüchtlin-
ge handelt, verliert so mancher Antirassist ra-
scher die Fassung als ein Autor der Jungen 
Freiheit. Das zeigt, dass ihnen weder an Er-
kenntnis noch an einem vernünftigen Um-
gang mit solchen Fällen gelegen ist. Sondern 
sie sind vor allem an der Aufrechterhaltung 
ihres eigenen Pippi-Langstrumpf-Weltbildes 
interessiert, in dem Migranten nur als Opfer 
(des europäischen Grenzregimes, der rassis-
tischen Mehrheitsgesellschaft, des Westens 
etc.) vorzukommen haben. Ohne es zu reali-
sieren, werden die selbsternannten Kämpfer 
für eine »universalistische, globale politische 
Ethik«7 damit zu freundlichen Rassisten, die 
ihrer Klientel ganz paternalistisch einen Son-
derstatus verschaffen und den Universalis-
mus, will heißen: die Gleichbehandlung aller, 
einen guten Mann sein lassen. Dabei ist auch 
das gar nicht so schwer: Denn so richtig es 
ist, jedem Opfer eines Neonaziübergriffs bei-
zuspringen, egal, welche Hautfarbe oder Reli-
gion er hat, egal, ob er nett zu seinen Kindern 
ist, Katzenbabys quält oder sich unberechtigt 
Zutritt zum Conne Island verschafft hat, so 
falsch wäre es, jeden Unsinn, den er verzapft, 
zu rechtfertigen, zu akzeptieren oder, wie von 
einigen Gegnern der Conne-Island-Erklärung 
verdruckst angemahnt, unter den Teppich zu 
kehren.

Drittens könnte das Argument für die Aus-
setzung des Universalismus, die von einigen 
Leuten klammheimlich, von anderen offener 
gefordert wurde, nicht dümmer sein. Es lautet 
in etwa so: Der Verweis auf die Herkunft der 
Täter heizt »rassistische Diskurse« und »Mei-
nungen« an.8 Das ist zum einen deshalb al-
bern, weil die Bekloppten von AfD, Legida 
und NPD zur Bestätigung ihrer eingeschränk-
ten Weltsicht keine Stellungnahme eines lin-
ken Clubs nötig haben. Zum anderen steht da-
hinter die absurde Vorstellung, dass das Con-
ne Island mittels einer auf seiner Homepage 
veröffentlichten Erklärung dazu in der La-
ge sein könnte, einen Menschenfreund über 
Nacht in einen Ausländerfeind zu verwan-
deln. Mit ihrer Behauptung, dass der Verweis 
auf die Herkunft der Täter Rassismus ansta-
cheln würde, verhalten sich die Gegner der 
Erklärung darüber hinaus so wie die Intellek-
tuellen der 30er und 40er, die die Verbrechen 
Stalins angesichts der antibolschewistischen 
Hetze der Nazis leugneten, relativierten oder 
sogar rechtfertigten. Die Begründung lautete, 

dass jede Kritik des Gulags Hitler und seinen 
Kumpanen helfen könnte.

LET’S TALK ABOUT ISLAM
Wer den Universalismus ernst nimmt, hätte 
im Unterschied dazu darauf zu bestehen, dass 
die Kritik des einen Übels nicht von der des 
anderen entbindet. Dazu müssten die Übel 
allerdings zunächst einmal benannt werden. 
Daran ist leider auch das Conne Island ge-
scheitert. Natürlich ist es nicht verkehrt, zur 
Erklärung der an den Tag gelegten Frauen-
verachtung und Asozialität einiger der neu-
en Clubgäste auf eine »autoritär und patri-
archal geprägte Sozialisation« zu verweisen, 
wie es der Club getan hat.9 Doch anders als 
vom Plenum suggeriert, war das Problem, mit 
dem der Laden konfrontiert wurde, keine be-
liebige migrantische Männergruppe und nur 
bedingt das Patriarchat, sondern vor allem der 
Islam.10 So ist es ein offenes Geheimnis, dass 
diejenigen, die das Conne Island zeitweise 
in einen Ausnahmezustand versetzten, gera-
de nicht aus Kumasi oder Nowosibirsk ka-
men, sondern aus muslimischen Ländern, in 
denen der Islam selbst einige derer entschei-
dend prägt, die sich nicht direkt zur Religion 
des Propheten bekennen. Auch das gilt selbst-
verständlich nicht für alle, aber dass der Islam 
viel tiefgreifender in die Sozialisation, Erzie-
hung und Alltagskultur seiner Angehörigen 
eingreift als viele andere Vereine, dürfte un-
bestritten sein. Ohne den Hinweis auf die spe-
zifische Rolle dieser Religion ist der Verweis 
auf patriarchale Verhältnisse deshalb ebenso 
irreführend wie der Hinweis auf fehlende Ju-
gendclubs und Arbeitsplätze bei ostdeutschen 
Neonazis und Suffschlägern. Schwere Zei-
ten haben viele durchgemacht, mit einem pol-
ternden Familienführer sind auch nicht we-
nige aufgewachsen. Auch »Macht- und Hie-
rarchisierungsverhältnisse«,11 von denen ein 
Gegner der Erklärung sprach, dem das zu-
rückhaltende Statement des Clubs noch nicht 
zurückhaltend genug war, gibt es überall. All 
diese Dinge bringen jedoch genauso wenig 
überall die gleiche Vehemenz an Sexismus 
und Frauenverachtung hervor wie alle »Grup-
pen umherziehender Männer«12 gleicherma-
ßen unerträglich sind. Denn dass vietname-
sische, italienische, tschechische, israelische, 
deutsche oder chilenische Männercrews, so 
unangenehm sie sein können, im großen Stil 
No-Go-Areas für Frauen errichten, glaubt 
nicht einmal Jürgen Todenhöfer. Wer ange-
sichts von muslimischen Männerhorden ganz 
allgemein von Flüchtlingen und Migranten 
spricht, tut denen Unrecht, die sich, wie eben 
die absolute Mehrheit der aus Vietnam, Ita-
lien, Tschechien, Israel oder Chile Kommen-
den, bei Tanzveranstaltungen nicht wie bei ei-
ner Massenerniedrigung verhalten. Mit der 
verblödenden Allzweckleier von globalen 
Machtverhältnissen und Mackertum, die dem 
Conne Island von vielen seiner Gegner ent-
gegengehalten wurde, wird der Unterschied 
zwischen ekligen Anmachsprüchen und ei-
nem Griff zwischen die Beine, zwischen wi-
derwärtigen Ausfälligkeiten und prinzipiel-
ler Frauenverachtung, kurz: zwischen Okto-
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berfest und Kölner Silvesternacht verleug-
net.13 Es dient nur einem Zweck, nicht über 
das strukturelle Problem des Islam mit Frau-
en und Sexualität sprechen zu müssen.

VERRAT AM FEMINISMUS
Dem Bedürfnis, vom Islam schweigen zu 
dürfen, opfern einige Gegner der Conne-Is-
land-Erklärung schließlich sogar den Femi-
nismus, den sie sonst wie eine Schnapsfahne 
vor sich hertragen. Bernhard Torsch hat das 
in der Konkret nur offen ausgesprochen, als 
er den genannten Männerhorden gutes Gelin-
gen dabei wünschte, die »Inseln selbstgerech-
ter Saturiertheit« zu verwüsten,14 sprich: Or-
te der feuchtfröhlichen Ausgelassenheit durch 
die öffentliche Erniedrigung von Frauen zu 
zerstören. Durch ihren Unwillen, den Islam 
zu kritisieren, geben die meisten Gegner der 
Conne-Island-Erklärung zunächst all diejeni-
gen zum Abschuss frei, die unter dem religi-
ös-gesellschaftlichen Wahn ihrer Verwandten, 
Nachbarn und Bekannten zu leiden haben: 
So sind die ersten Opfer der islamischen Ge-
walt Frauen aus muslimischen Familien, die 
dem traditionellen Rollenbild nicht entspre-
chen wollen. Darüber hinaus leisten sie einen 
Beitrag dazu, dass das Leben auch für andere 
Frauen, für Schwule oder Juden immer mehr 
zum alltäglichen Behauptungskampf wird. 
Denn natürlich sind es, so laut sie inzwischen 
auch wieder sein mögen, weniger die Stel-
lungnahmen der rechten Ausländerfeinde, die 
in Medien und Politik Gehör finden. Es sind 
vielmehr die Stimmen von Akademikerhein-
zen wie Florian Biskamp, der in seiner Kri-
tik am Conne Island den Diskursexperten gibt, 
oder der vermeintlichen »Freundinnen und 
Freunde des Conne Island«, die sich lieber 
für das, was die Linke früher Schweinepres-
se genannt hat, krumm machen als auf die in-
tern bereits früh geäußerten Hilferufe »ihres« 
Clubs zu reagieren. Durch ihre Weigerung, 
den Islam überhaupt als Problem wahrzuneh-
men, tragen gerade diejenigen, die permanent 
vor einem Geländegewinn der AfD warnen, 
maßgeblich dazu bei, dass sich Figuren wie 
Beatrix von Storch, Björn Höcke oder Jürgen 
Elsässer als Vorkämpfer für Meinungsfreiheit 
inszenieren können. In Frankreich ist die Zahl 
der Juden, die den Front National wählen, be-
reits deutlich gestiegen – schlicht und ergrei-
fend deshalb, weil es keine andere Partei gibt, 
die den Vormarsch des Islam offen kritisiert.15

WAS TUN? ISLAMKRITIK!
Für das Conne Island wäre die Kritik des Is-
lam auch deshalb eine probate Möglichkeit 
gewesen, sich nicht nur, wie in seiner Stel-
lungnahme geschehen, qua Deklamation son-
dern argumentativ von AfD und Co. abzu-
grenzen. Die Antira-Meute hätte zwar auch in 
diesem Fall geschäumt, weil ihnen »Refuge-
es« oder »Geflüchtete« – zwei Begriffe übri-
gens, die bereits das verdinglichte Verhältnis 
der Antirassisten zu ihrer Klientel andeuten – 
vor allem politische Schwungmasse sind. Be-
atrix von Storch und anderen wäre die posi-
tive Bezugnahme auf den Text jedoch mög-
licherweise etwas schwerer gefallen, weil zu 

den Ekelhaftigkeiten ihrer Partei gehört, dass 
sie entgegen anderslautender Behauptun-
gen gerade keine Islamkritik betreibt. Ihr Is-
lambashing (und hier geben wir nur in kur-
zer Form wieder, was wir schon an anderer 
Stelle ausführlich gemacht haben)16 basiert 
stattdessen auf einer Mischung aus ordinärer 
Ausländerfeindlichkeit und Neid. Denn war-
um sonst sollten Leute, die mit Tradition, Fa-
milie, Korpsgeist hausieren gehen, gegen die 
Halsabschneider des Propheten auf die Stra-
ße gehen, die wie kaum jemand anders dafür 
einstehen wollen? Hier wird ein Konkurrenz-
kampf um autoritäre Auswege aus der Kri-
se geführt, bei dem der politische Islam vor 
allem deshalb ins Visier geraten ist, weil er 
hierfür die im Weltmaßstab attraktivsten An-
gebote bereithält. Auch darum hätte zu gelten: 
Wer vom Islam nicht reden will, sollte auch 
von der AfD schweigen.

FIGHT FOR YOUR 
RIGHT – TO PARTY!

Mit denjenigen, die in jedem Versuch, das 
Problem überhaupt einmal zu benennen, vor 
allem Rassismus erkennen wollen, lässt sich 
nicht diskutieren. Erst recht nicht, solange sie 
sich über die Ausfälle muslimischer Männer 
nicht halb so stark aufregen wie über die au-
tochthoner Deutscher, und auch nicht, solan-
ge sie der Hinweis auf die gesellschaftlichen 
Hintergründe der Täter mehr in Rage bringt 
als die Tat selbst. Insgesamt war in der bishe-
rigen Debatte auffallend wenig von den Op-
fern der Übergriffe die Rede. Im Unterschied 
zu Leuten, die nur dann die frauenbeweg-
te Karte spielen, wenn es ihnen in den poli-
tischen Kram passt, hat das Conne Island ge-
zeigt, dass ihm die Rede vom Feminismus 
und vom Universalismus nicht nur ein Lip-
penbekenntnis ist. Zugleich scheint der Club 
nicht bereit zu sein, um der Reinheit der Leh-
re willen Dinge unter den Teppich zu kehren 
oder – auch das war eine beliebte Forderung – 
sie im Mafiastil »intern« zu regeln. Zwar hat 
die Erklärung des Conne Island Schwachstel-
len. Diese mögen der Sorge vor der linken In-
quisition, deren Ausmaß wir unterschätzt ha-
ben, oder der Tatsache geschuldet sein, dass 
Erkenntnisprozesse manchmal mühselig sind. 
Was davon auch immer zutreffen mag: Wir 
wünschen dem Conne Island bei seinem Ver-
such, eine wichtige Diskussion zu führen, auf 
jeden Fall viel Glück. Vor allem drücken wir 
die Daumen, dass es ihm gelingen wird, die 
Situation weiter zu entspannen und auch in 
Zukunft Konzerte, Partys und Tanzveranstal-
tungen zu organisieren, die für niemanden zur 
Qual werden.

No Tears for Krauts, 
Januar 2017
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Die Wirkungsmacht der Neuen Rechten ist in 
der Bundesrepublik Deutschland schon recht 
häufig analysiert oder beschworen worden. 
Selbst Die Republikaner trugen nach ihren 
Wahlerfolgen Ende der 1980er Jahre schon 
das Etikett der Neuen Rechten, welches al-
lein dafür vergeben worden war, dass sich ei-
ne Partei oder Gruppierung nicht offen auf 
das Dritte Reich bezog oder gar dessen Wie-
dererstehen beschwor. Das gelang den Repu-
blikanern zwar mehr schlecht als recht, aber 
irgendwie wurden sie trotzdem darunter ge-
zählt. Der gegenwärtige Hype um die Neue 
Rechte in Deutschland ist anders – weni-
ger politikwissenschaftlich – und vor allem 
im Feuilleton und in den Klatschspalten zu 
finden. Ob Lokalmatadore wie die Mittel-
deutsche Zeitung (MZ) und der Mitteldeut-
sche Rundfunk (MDR) oder der Spiegel, die 
Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), die 
Kulturzeit auf 3sat und die Tageszeitung 
(Taz): Alle pilgern nach Schnellroda, unweit 
von Halle im Saalekreis gelegen, um dort auf 
den »dunklen Ritter« zu treffen, wie der Spie-
gel in der Überschrift eines sechsseitigen Ar-
tikels aus dem Dezember 2016 raunte. Der 
vermeintlich »dunkle Ritter« ist Götz Kubit-
schek, ein ehemaliger Berufssoldat, der seit 
mehr als fünfzehn Jahren mit seiner Frau El-
len Kositza und wachsender Familie auf ei-
nem ehemaligen Rittergut lebt und versucht, 
von dort aus ein neues deutscheres Deutsch-
land zu errichten.

EIN GUT BESUCHTES RITTERGUT
Kubitschek ist Mitbegründer des Institu-
tes für Staatspolitik (IfS), das er für einen 
»Think-Tank« von rechts hält. Das klingt mo-
dern und auch etwas nach den eigentlich so 
schwer verhassten USA, aber in diesem Fall 
ist es wohl besonders aktuell und damit in 
Ordnung. In der Gründungszeit des Institutes 
sollte es noch ein »Reemtsma-Institut« von 
rechts sein. Dabei meinten Kubitschek und 
Co. wohl das Hamburger Institut für Sozial-
forschung, das Jan-Phillip Reemtsma gründe-
te. Und das obwohl ihm Kubitschek vor allem 
die Ausstellung »Die Verbrechen der Wehr-
macht« äußerst übel genommen hatte, gegen 
die er sich politisch engagierte. Seit vielen 
Jahren hat das IfS seinen Sitz auf dem ehe-
maligen Rittergut in Schnellroda und träumt 
in der Person Kubitscheks davon, endlich die 
ihm angemessene Aufmerksamkeit zu be-

kommen. Für die soll nicht nur sein Institut 
sorgen: Kubitschek betreibt außerdem den 
Verlag Antaios und gibt die Zeitschrift Sezes-
sion heraus. All das geschieht schon seit vie-
len Jahren, ohne dass es, von wenigen Aus-
nahmen abgesehen, zu einem starken öffent-
lichen Interesse geführt hätte – bis zum Jahr 
2016.

Kubitschek und dem Institut ging es ur-
sprünglich um die »politische Bildung« ei-
ner ausgewählten, jungen Elite, die in »Wel-
tanschauungsfragen ungebildet oder verbil-
det und politisch heimatlos« sei, wie er es in 
seiner raunend schwurbeligen Art ausdrückt. 
Dazu wurden und werden sogenannte Som-
mer- und Winterakademien abgehalten, in 
denen die unter 35-jährigen jungen Rech-
ten sich beispielsweise mit Themen und Tex-
ten der sogenannten Konservativen Revolu-
tion befassen. Damit sollen sie wohl auf ihre 
spätere Rolle, eine neue Elite zu bilden, ein-
gestimmt werden. Für die Organisatoren der 
Veranstaltungen ist dies ein Teil der Strategie, 
mit der sie die »linke mediale Hegemonie« 
brechen wollen, um wieder eigene Begriffe 
zu setzen und damit eine – wie auch immer 
konkret gestaltete – Wende zu erreichen. Das 
Ganze wird schon lange erzählt und ist oft be-
schrieben worden, die Akteure selbst bezeich-
nen es gern als Teil des Konzeptes Metapoli-
tik. Außerhalb des Zirkels der sich selbst als 
rechtsintellektuell stilisierenden Personen hat 
dies aber kaum jemanden interessiert.

Heute, genauer schon seit Anfang des ver-
gangenen Jahres, geben sich zahlreiche Jour-
nalisten die Klinke zum Gehöft beinahe in 
die Hand. Homestories aus der »Leitzentrale« 
der Neuen Rechten sind in zahlreichen Zei-
tungen, im Radio und im Fernsehen zu finden. 
Die Journalistin Hannah Lühmann brachte 
das Ganze schon in der Unterzeile ihres Arti-
kels für die Welt kongenial auf den Punkt, in 
der sie fragte: »Wie sind sie eigentlich privat, 
die Protagonisten des Rechtsrucks?« Im Spie-
gel raunte Tobias Rapp, wie bereits eingangs 
erwähnt, in der Überschrift vom »dunklen 
Ritter«. Die FAZ benannte ihren Bericht vom 
Ortstermin in Schnellroda »Die rechten Fä-
den in der Hand« – ursprünglich war der Ar-
tikel sogar mit dem Titel »Die braune Spinne 
im Netz« überschrieben.

In den Artikeln wird wortreich die Faszi-
nation der Autoren für die Inszenierung des 
Paares Kositza/Kubitschek ausgebreitet, und 

auf diese verstehen sich die beiden ganz her-
vorragend: Aussteiger mit deutsch-mytholo-
gischem Sendungsbewusstsein. »Man will 
das ernst nehmen. Das heißt: Man will das 
nicht als deutsche Gruselgeschichte erzäh-
len. Aber man kommt da schwer raus. Denn 
es ist ja so: Kubitschek und Kositza haben 
sieben Kinder, die sieben Kinder haben al-
le mythologische, also altdeutsche und nor-
wegische, Namen, die Eheleute Kubitschek 
und Kositza siezen sich und backen ihr Brot 
selbst«, schreibt dazu fasziniert die Welt-Au-
torin Lühmann. In der Variante der FAZ wird 
ein ganz ähnlicher Ton getroffen: »Kubit-
schek setzt sich zum Essen und fordert eines 
der Kinder auf, einen Tischspruch zu spre-
chen, dem die Familie mit gesenktem Haupt 
lauscht. Als Kubitschek seine Frau beim Es-
sen um die Butter bittet, siezt er sie, so halten 
es die Eheleute seit Jahren.«

Die bewundernden Beschreibungen errei-
chen in den jeweiligen Texten und besonders 
in den Filmbeiträgen immer dann ein richti-
ges Hoch, wenn Kubitschek den bodenständi-
gen Landmann gibt. Seitdem er für das Fern-
sehmagazin Kulturzeit die Gummistiefel an-
gezogen und dann vor laufender Kamera sei-
ne Ziege gemolken hat, wird diese Szene in 
den Homestories regelmäßig variiert. Auch 
der selbst gemachte Ziegenkäse ist immer ei-
ne besondere Erwähnung wert. Ganz so, als 
gäbe es nicht zuhauf Berichte von Ausstei-
gern und Ökohöfen, in denen gemolken und 
Käse hergestellt wird.

LOBLIED AUF DAS 
EINFACHE LEBEN

Die Faszination für die Idylle und das Ur-
sprüngliche, das aus diesen Bildern und Be-
schreibungen spricht, wird erst dann klarer, 
wenn man es vor dem Kontrast sieht, zu dem 
das Bild verwendet wird. Nur gemeinsam mit 
der Darstellung von Kubitschek und Co. als 
große Vernetzer eines mächtigen und mögli-
cherweise auch geheim und im Hintergrund 
agierenden Netzwerkes wird das Bild des 
authentischen bodenständigen Gutsherren, 
der alten Spleens anhängt, komplett. Denn 
erst dann wird Kubitschek zur bedrohlichen 
»Spinne im braunen Netzwerk« (FAZ) oder 
zum »Protagonisten des Rechtsruckes« (Die 
Welt).

Die Autoren singen ein Loblied auf das 
einfache Leben auf dem Lande, wo es »herr-

Seit Wochen reist das deutsche Feuilleton in die sachsen-anhalti-
sche Provinz, denn in den Redaktionsräumen der Republik hält sich 
hartnäckig das Gerücht, dass unweit von Halle das Mastermind 
der Neuen Rechten lebt. Im kleinen Dorf Schnellroda empfängt 
Götz Kubitschek die erregten Medienvertreter in seinem Institut 
für Staatspolitik. Abwechselnd blicken die Journalisten auf lange 
Bücherwände und den Ziegenhalter mit Kot am Gummistiefel, der 
in Schnellroda seinen Traum vom einfachen Leben verwirklicht 
hat. Mit aufgerissenen Augen lesen sie die Heideggerpoesie des 
Klein-Verlegers und sind völlig besoffen vor lauter Bewunderung 
für den intellektuellen Leithammel der Neuen Rechten. Doch nicht 
nur die Journaille ist schwer beeindruckt. Zwar halten sie mit ihrer 

heimlichen Faszination für das bodennahe Brot-und-Butter-Leben 
Kubitscheks noch hinter dem Berg, doch auch zahlreiche Linke zieht 
es nach Schnellroda. So beteiligte sich beispielsweise die hallische 
Gruppe No Halgida im Februar an einer Demonstration vor dem 
Institut für Staatspolitik, das sie für eine Art Rassismusfabrik hält.

Vor diesem Hintergrund geht Frank Kucharsky der weitver-
breiteten Faszination deutscher Journalisten für den Bauern Ku-
bitschek nach. Florian Pätzold zeigt, warum es Presse und Be-
wegungslinke so magisch zum Institut für Staatspolitik zieht. Die 
Texte basieren auf zwei Vorträgen, die unsere Autoren am 1. Juni 
auf einer Diskussionsveranstaltung der AG Antifa gehalten haben.

ALLE WOLLEN DIE ZIEGE STREICHELN



15

liche Kämpfe gibt um Dreck an den Stie-
feln«, wie die FAZ Kubitschek zitierend 
schreibt. Dass eine »Derbheit und Grobheit 
in der Sprache« herrsche, scheint die Auto-
ren all dieser Hausbesuchs-Artikel schwer zu 
beeindrucken. Der Spiegel-Autor »fühlt […] 
sich [hingegen] wie auf den Seiten des Ma-
gazins ›Landlust‹, das einem Millionenpu-
blikum Fantasien vom schönen echten Le-
ben auf dem Land verkauft; fast so, als wür-
den die teuersten, hippsten Restaurants der 
Hauptstadt von hier ihre regionale Küche mit 
Bioprodukten versorgen.« So ist das verein-
te deutsche Feuilleton begeistert, wenn ei-
ner die Rohheit und Einfachheit des Lebens 
pflegt und zugleich ein Intellektueller sein 
will. Er zeigt den Besuchern stolz die gro-
ße Bibliothek und spricht zugleich die raue 
Sprache der einfachen Menschen. Seit Pegida 
und dem Lügenpresse-Gebrüll sucht die ver-
einte Medienlandschaft hin und wieder nach 
dem Zugang zu den Themen der einfachen 
Leute. So scheint es fast, als wollte man sich 
beim Besuch in Schnellroda noch ein paar 
Kniffe abschauen.

Auch Autoren, die eher der Linken nahe 
stehen, können sich der Überhöhung des Rit-
tergutes offensichtlich nicht entziehen. Zwar 
kommt der Bericht, den Andreas Speit für 
die Taz verfasst hat, ohne einschlägige Mol-
ke- und Ziegendarstellung aus, aber trotzdem 
muss er im Februar des vergangenen Jahres 
das »intellektuelle Zentrum der deutschen 
Rechten« sehen und nach Schnellroda fahren. 
Das Bedürfnis danach ist so dringend, dass 
der Autor, der seit vielen Jahren über Neue 
wie alte Rechte schreibt und ohne weiteres 
als Szenekenner bezeichnet werden kann, 
einfach hinfährt und klingelt. Das klingt im 
Bericht dann so: »Das Gespräch ist nicht ver-
abredet. Aber der Sitz des Institutes für Staat-
spolitik ist bekannt, und so hat der Autor ein-
fach am Haupthaus geklingelt und um ein 
Gespräch gebeten.« Das Gespräch kommt 
natürlich zustande und der szenekundige Au-
tor wird auf einen Kaffee in das begehrte Re-
fugium gebeten, wenngleich das Gespräch 
nicht besonders erquicklich verläuft. Nach-
dem das Rittergut besichtigt ist, beginnt ei-
ne Diskussion, an deren Ende der Taz-Autor 
als nicht satisfaktionsfähig bezeichnet wor-
den sein soll. Soweit, so vorhersehbar. Was 
beim Lesen des Artikels jedoch nicht beant-
wortet wird, ist die Frage, was sich der Autor 
von der Aktion versprochen hat. Neben den 
kurzen Beschreibungen des Ortes und der be-
teiligten Personen steht im Artikel einiges zu 
Kubitscheks aktuellen Aktivitäten. Es steht 
jedoch nichts darin, was nicht auch am hei-
mischen Schreibtisch oder in einem Redak-
tionsbüro hätte geschrieben werden können. 
Warum unbedingt ein Besuch in der sprich-
wörtlichen Höhle des Löwen notwendig war, 
bleibt das Geheimnis des Autors.

Zumindest dem Fachjournalisten Speit, 
für den Antifa-Recherche kein Fremdwort 
ist, hätte klar sein können, dass ein solcher 
Auftritt zur Inszenierung von Götz Kubit-
schek und Co. gehört. Die große Selbstinsze-
nierung des Instituts für Staatspolitik als neu-

es rechtes Mastermind lebt von der Aufmerk-
samkeit gerade des realen oder vermeintli-
chen politischen Gegners. Um diese zu errei-
chen, schätzt es Kubitschek durchaus, wenn 
er regelmäßig nachgefragt wird. Ob, um auf 
einem Podium den Schurken zu geben oder 
gern auch in einem öffentlichen Briefwech-
sel, ist dabei unerheblich.

Ein anderer Ausgangspunkt des aktuellen 
Hypes um ihn und die Seinen, ist ein Brief-
wechsel, den er 2014 mit dem Soziologen 
und Kursbuch-Herausgeber Armin Nassehi 
führte, der diesen in seinem Buch Die letzte 
Stunde der Wahrheit veröffentlichte. Nassehi 
will mit seinem Buch zeigen, dass die Unter-
scheidung in rechts und links schon längst 
keine adäquate Beschreibungsmöglichkeit 
der Gesellschaft mehr sei. Welchen Sinn das 
haben soll und ob ihm sein Vorhaben gelingt, 
ist an dieser Stelle nicht weiter von Interes-
se. Warum das ausgerechnet an einem Brief-
wechsel mit Kubitschek gelingen soll, bleibt 
unklar. Für Kubitschek bot sich jedenfalls nur 
eine weitere Gelegenheit zur üblichen Insze-
nierung. Und dementsprechend hört sich Ku-
bitscheks Fazit dann so an: »Wenn ich nun 
wie ein Sexbesessener auf das ›Fremde‹ starr-
te, so ist Ihr Fetisch das aus der formierenden, 
einfordernden Kraft der Gruppenexistenz be-
freite Individuum. Was wird im entscheiden-
den Moment wirkmächtig sein? Wir werden 
sehen, wir werden sehen.«

DER TRAUM VOM 
AUSNAHMEZUSTAND

Die formierende, einfordernde Kraft der 
Gruppenexistenz gegen das befreite Indivi-
duum, so sieht schlicht der angebliche End-
kampf in der Version Kubitschek im Ju-
ni 2014 aus, und die Entscheidung bringt 
dann, ganz neu und originell, der Ausnahme-
zustand. Dass dieser nun (beinahe) gekom-
men und aktuell eine (Staats-)Krise zumin-
dest greifbar sei, davon träumen Götz Ku-
bitschek und seine Mitstreiter nicht erst seit 
dem Jahr 2014 oder 2015. Regelmäßig sehn-
te sich der »dunkle Ritter« den Ausnahme-
zustand herbei, als er auf Gida-Veranstaltun-
gen zur Grenzsicherung und zum Blockie-
ren von Asylunterkünften aufrief und davon 
träumte, dass bald Hunderttausende in Dres-
den, aber auch in Berlin demonstrieren wür-
den. Das dürfte wohl der Albtraum sein, der 
das deutsche Feuilleton so wohlig schaudern 
lässt und für den Kubitschek die Verantwor-
tung tragen soll.

Allein, Pegida und Co., selbst die AfD, ha-
ben sich einfach ohne den angeblichen Vor-
denker auf die Reise gemacht. Anfang 2015, 
Bernd Lucke hatte in der AfD noch etwas zu 
sagen, legte der Parteivorstand sein Veto ge-
gen die Mitgliedschaft der beiden »Eheleu-
te aus Schnellroda« ein. Die auch daraufhin 
gegründete Parteiströmung Der Flügel (we-
sentlich Björn Höcke und André Poggen-
burg) führte eine Kampagne gegen die gefor-
derte Abgrenzung nach rechts, was bekann-
termaßen zum Austritt der liberaleren Frakti-
on der AfD führte. Kubitscheks Rolle ist da-
bei eher die eines Instrumentes im innerpar-

teilichen Machtkampf. Björn Höckes Vortrag 
auf einer »Akademie« in Schnellroda, wo er 
sein »Geistiges Manna« beziehe, und die fol-
gende Veröffentlichung seiner Rede, in der er 
über den afrikanischen Ausbreitungstyp fa-
bulierte, sollte dahingehend offenbar ein wei-
terer Testballon sein. Die große Aufmerksam-
keit, die Kubitschek so genießen kann, hängt 
also vielmehr damit zusammen, dass sich ein 
recht populärer AfD-Lokalfürst bei ihm bli-
cken lässt.

»DAS GEWEBE VON 
SCHNELLRODA«

Aber Kubitschek träumt von noch viel mehr. 
Ganz Deutschland müsse verändert werden, 
sagte er der FAZ und anderen Presseorganen. 
Dafür setze er auf Bewegung, nicht auf Par-
teien, die ohnehin den Charakter sehr schnell 
verderben würden. So heißt es ebenfalls im 
Besuchstext der FAZ: »Kubitschek sagt, dass 
Meuthen und er mit Blick auf die Gesell-
schaft sicherlich ›unterschiedliche Entwürfe‹ 
verfolgten. ›Aber die Wegstrecke ist jetzt im 
Moment eine gemeinsame.‹«

Darüber hinaus hofft er wohl weiter auf 
den »kreativen Widerstand« der Identitären 
Bewegung. Deren Aktionen, wie die Bestei-
gung des Brandenburger Tores in Berlin, die 
vermeintlichen Blockaden der CDU-Zentrale 
oder zuletzt des Justizministeriums, begrüßt 
Kubitschek und möchte sie über die gemein-
same Initiative »Ein Prozent« unterstützen. 
Die Identitären, die sich im Wesentlichen aus 
einem recht übersichtlichen Kern von Akti-
visten zusammensetzen, sind genau die jun-
gen Menschen, die Kubitschek mit den Aka-
demien erreicht. Und wie bei ihrem Lehr-
meister (in diesem Fall scheint die Formulie-
rung gerechtfertigt) erfreuen sie sich zur Zeit 
einer völlig überdrehten Berichterstattung, 
wie beispielsweise der Spiegel zeigt. Dort 
wird dann von der unheimlichen Melanie 
Schmitz schon in der Überschrift berichtet 
und natürlich die Frage gestellt: Wie gefähr-
lich ist sie? Wie beim »dunklen Ritter« raunt 
der Spiegel lustvoll von der großen Gefahr.

Versucht hat Kubitschek das alles schon 
vorher. 2008 hat er beispielsweise mit einer 
von ihm gegründeten Konservativ-subversi-
ven Aktion eine Lesung von Günther Grass 
im Hamburger Thalia Theater gestört. Auch 
dafür gab es etwas mediale Aufmerksamkeit. 
Mit den Identitären und der Ein-Prozent-Ini-
tiative will er genau dort weitermachen. Aber 
natürlich viel professioneller und mit noch 
viel mehr Presseecho.

Wie der vermeintlich riesige Einfluss, der 
von Schnellroda ausgeht, in den Homesto-
ries vom Rittergut in Szene gesetzt wird, lässt 
sich exemplarisch am folgenden Beispiel zei-
gen. Nochmal die FAZ: »In solchen Momen-
ten der Zurückweisung, sagt Ellen Kositza, 
schaue sie gerne in die Namenskartei der ›Se-
zession‹-Abonnenten. Das sei ›immer eine 
Genugtuung‹, weil so viele ›prominente Leu-
te‹ darunter seien – Schriftsteller, Wissen-
schaftler, Journalisten. Wer, das sagt das Ehe-
paar nicht. ›Weil man sich ständig zu recht-
fertigen hat, macht man das in der Sicherheit 
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des Schweigens‹, sagt Kubitschek. Die AfD 
sei dabei ›nur ein Baustein eines Milieus, das 
plötzlich breiter dasteht, als es die Leute von 
außen geahnt haben‹. Kubitschek raunt, die 
von Schnellroda ausgehende geistige Bewe-

gung sei ›wie ein Gewebe, wie ein Netz, das 
sich über die Dinge legt‹.« Die FAZ-Autoren 
schreiben hier noch selbst vom raunenden 
Ton, in dem Kubitschek redet. Nur einen Ab-
satz später kommen sie in Bezug auf die AfD 

zum Schluss: »Das Gewebe von Schnellroda 
hatte sich zu diesem Zeitpunkt schon über die 
Partei gelegt.« Da ist sie wieder, die Spinne.

Frank Kucharsky

DER SPINDOCTOR
Anfang dieses Jahres kam das Theater Mag-
deburg auf eine ganz besonders pfiffige Idee. 
Ein neues Veranstaltungsformat namens »po-
litischer Salon« sollte den neuen Akteuren 
auf den Zahn fühlen. Gemeint waren Ver-
treter der AfD, die bei der letzten Landtags-
wahl Einzug ins sachsen-anhaltische Parla-
ment hielten, und deren Unterstützer. Nach-
dem in der ersten Veranstaltung bereits der 
AfD-Landtagsabgeordnete Gottfried Back-
haus seine Sicht auf die Welt verkünden 
durfte, sollte im Januar ein Biobauer aus 
dem Saalekreis zu Wort kommen. Der soge-
nannte »Vordenker der Neuen Rechten« und 
Carl-Schmitt-Groupie Götz Kubitschek, des-
sen intellektuelles Verhältnis zu Carl Sch-
mitt mit dem einer Ziege zu ihrem Ziegen-
wirt vergleichbar ist, wurde unter dem Mot-
to »falsch abgebogen« eingeladen.1 Um der 
oft zitierten messerscharfen Rhetorik des Lei-
ters der sogenannten Denkfabrik in Schnell-
roda etwas entgegenzusetzen, wurde das Elo-
quenteste, das die Landesregierung zu bieten 
hat, als Pendant zu ihm eingeladen: Holger 
Stahlknecht. Selbstverständlich sagte der In-
nenminister zum kleinen Stelldichein zu. Erst 
durch die Empörung von Vertretern anderer 
Parteien und das Einschreiten von Minister-
präsident Reiner Haseloff, der Stahlknecht 
untersagte, teilzunehmen, wurde die Veran-
staltung vom städtischen Theater abgesagt.

Stellvertretend für den Shitstorm, der 
nicht zu Unrecht über Stahlknecht herein-
brach, kann Burkhardt Lischka, der innenpo-
litische Sprecher der SPD-Bundestagsfrak-
tion, herausgepickt werden. Zitat Lischka: 
»Kubitschek ist der intellektuelle Kopf der 
Neuen Rechten, der Spindoctor des rechten 
Flügels der AfD. […] Wer glaubt, man könne 
Leute wie Kubitschek und Co. in einer öffent-
lichen Diskussion stellen, ist ihnen bereits auf 
den Leim gegangen«. Die Angst davor, in die 
Fänge des Mannes hinter den Kulissen, des 
ideologischen Senseis der AfD, zu geraten, 
scheint bei Lischka manifest zu sein. Als ein-
gefleischter Sozialdemokrat ist es auch be-
deutend bequemer, einem einfachen Erklä-
rungsmodell zu folgen, als sich mit den ei-
gentlichen Gründen für den Wahlerfolg der 
AfD auseinanderzusetzen.

Seit Jahren rätseln Ökonomen, warum 
Menschen überhaupt den Gang zur Wahlurne 
auf sich nehmen. Letztendlich ist es doch er-
wiesen, dass selbst das knappste Ergebnis bei 
einer großen Wahl nicht durch die Stimme ei-
nes Einzelnen entschieden wird. Die Wahr-
scheinlichkeit, auf dem Weg zum Wahllokal 
vom Blitz getroffen zu werden, ist höher als 
die, mit seiner Stimme Einfluss auf den Aus-
gang einer Bundes- oder Landtagswahl zu 

haben. Diese geringe Wahrscheinlichkeit be-
deutet in der einfachen Kosten-Nutzen-Ana-
lyse der Ökonomen, dass es sich für den ein-
zelnen Wähler gar nicht lohnt, wählen zu ge-
hen. Dennoch suchen Menschen aus den ver-
schiedensten Gründen die Wahllokale auf: 
Um ihren Beitrag zu leisten, sich besser zu 
fühlen oder weil sie wirklich denken, dass ih-
re Stimme zählt und sie etwas verändern kön-
nen. Das trifft auch auf Leute zu, die es ei-
gentlich besser wissen müssten. So mach-
ten sich zur letzten Landtagswahl in Sach-
sen-Anhalt im Jahr 2016 eine Menge Antifas 
aus Halle auf den Weg zur Wahlurne und ga-
ben – auch wenn sie sonst bei jeder Gelegen-
heit betonen, gegen Staat und Kapital zu sein 
– ihre Stimme irgendeiner anderen Scheißpar-
tei wie der Linken oder den Grünen. Ihre Be-
gründung: Sie wollten den drohenden Er-
folg der AfD verhindern. Dabei war bereits 
im Vorfeld klar, dass es ein unsäglich gutes 
Wahlergebnis für Poggenburg und Co. geben 
wird.

Warum sich eine Vielzahl von Wählern für 
die AfD entschieden hat, kann nicht allein mit 
den Umtrieben eines verwirrten Milchbauern 
aus der Pampa erklärt werden. Genau so we-
nig trifft die besonders in der Linken beliebte 
und ebenso einfache Formel: »Alles Faschis-
ten!« zu. Es ist Zeit, einige dieser Gründe ein-
mal genauer zu betrachten.

DAS HAT NICHTS MIT 
DEM ISLAM ZU TUN!

Der erste Grund für den Wahlerfolg der AfD 
spielt eine kleine, aber dennoch nicht unwich-
tige Rolle. Keine andere Partei widmet sich 
dem Islam so intensiv, wie es die Petrys, Gau-
lands und Poggenburgs tun. Nun sollte man 
das Islambashing der AfD keineswegs mit Is-
lamkritik verwechseln. Dennoch muss man 
kein Prophet sein, um zu erkennen, dass der 
Zuzug von Hunderttausenden, die in islami-
schen Ländern sozialisiert wurden und die ih-
re ideologischen Prägungen nicht beim Gren-
zübertritt abgelegt haben, auf eine planlose 
deutsche Flüchtlings- und Integrationspolitik 
traf. Statt die Frage zu stellen, wie eine sinn-
volle Integration auch von Leuten möglich 
ist, denen schon beim Anblick von Minirö-
cken oder zwei sich küssender Männer das 
Messer in der Tasche aufgeht, wird die Zu-
wanderung als große Chance zur Rundumer-
neuerung zurechtgelogen. In jeder Talkshow 
erklären Vertreter von Linkspartei bis CDU, 
dass die Bluttaten im Namen des Propheten 
nichts mit dem Islam zu tun haben. Wird dar-
auf hingewiesen, dass alle Attentäter von Pa-
ris bis Berlin, von Tel Aviv bis Djerba, beken-
nende Anhänger dieser Religion waren und 
offensichtlich eine Affinität zur Gewalt auf-

weisen, die nicht selten tödlich ist, reagiert 
man reflexhaft, dass es »den Islam« nicht gä-
be und zwischen Islam und Islamismus diffe-
renziert werden müsse. Gerade so, als gäbe es 
zwischen Alkohol und Alkoholismus keiner-
lei Verbindung. Tatsächlich geht es eben nicht 
nur um »den Islamismus«, wie gern sugge-
riert wird, sondern um die Entwicklung des 
Alltagsislam, der die Situation auch für jene 
Muslime immer unerträglicher macht, die zu 
ihrer Religion ein ähnlich privatistisches Ver-
hältnis haben, wie die meisten europäischen 
Christen oder andere Religionsgemeinschaf-
ten. Des Weiteren wird eine krampfhafte Su-
che nach dem moderaten Euro-Islam betrie-
ben, der bereits von seinem Begriffsschöp-
fer Bassam Tibi für gescheitert erklärt wur-
de. Anstatt sich mit den Gründen für dieses 
Scheitern auseinanderzusetzen, wird jedwe-
de Kritik an so manchem islamischen Brauch 
als Ausländerhass oder Rassismus diffamiert. 
Dies führt dazu, dass Leute, die für gewöhn-
lich keine ordinären Ausländerhasser (ergo 
»Faschisten!«) sind, sich verschaukelt füh-
len und ihr Kreuz rechts von der CDU set-
zen. So führte beispielsweise der Lesben- 
und Schwulenverband Berlin-Brandenburg 
zusammen mit der Justus-Liebig-Universität 
in Gießen und der Universität Wien eine Um-
frage durch. Homosexuelle und transsexuel-
le Menschen wurden gefragt, wen sie wählen 
würden. 2.200 Personen nahmen an der Um-
frage teil, etwa die Hälfte davon aus Berlin. 
Die meisten von ihnen waren homosexuelle 
Männer ohne Religionszugehörigkeit, jeder 
Zweite hatte einen Hochschulabschluss. Das 
Ergebnis zeigte, dass die Partei mit dem he-
teronormativen Leitbild der deutschen Fami-
lie auch bei homosexuellen Menschen erfolg-
reich ist.2 Laut Tagesspiegel sagten die Initi-
atoren der Studie, dass nicht nur die Gesell-
schaft, sondern auch die homosexuelle Com-
munity gespalten sei. Die eine Seite fordere, 
Flüchtlinge zu schützen, während die ande-
re den Islam und zugewanderte Muslime für 
Homofeindlichkeit mitverantwortlich mache.

Ähnliche Tendenzen zeigten sich auch in 
Frankreich bei den jüdischen Wählern. Eine 
nicht zu vernachlässigende Anzahl französi-
scher Juden wählt den Front National. Ge-
naue Zahlen gibt es nicht, da die Einordnung 
in die Kategorie »jüdische Wähler« auf frei-
williger Selbstauskunft beruht. Die letzte se-
riöse Studie aus dem Jahr 2012 belegt jedoch, 
dass die Sympathien für den Front Natio-
nal wachsen: So erhielt die Kandidatin und 
Parteivorsitzende Marine Le Pen damals bei 
der Präsidentschaftswahl rund 13 Prozent 
der Stimmen jüdischer Wähler. Zum Ver-
gleich: Ihr Vater Jean-Marie Le Pen, der für 
seine antisemitischen Äußerungen bekannt 

POPANZ NEUE RECHTE
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ist, erhielt 2007 nur rund vier Prozent der jü-
dischen Stimmen. Auch hier zeigt sich, dass 
Menschen, die von Antisemitismus und ins-
besondere vom islamischen Antisemitismus 
bedroht sind, lieber ihr Kreuz einer Partei ge-
ben, die dem Islam mehr entgegenzusetzen 
scheint, als es von Macron und Anderen zu 
erwarten ist. Diese Stimmen machen natür-
lich nicht das Gros der Front-National- bzw. 
AfD-Wählerschaft aus, sollten aber keines-
wegs marginalisiert werden.

FEINDSCHAFT DURCH ÄHNLICHKEIT
Ein weiterer Grund für den hohen Zulauf der 
AfD ist das Ausspielen der Antiislamkarte. 
Dadurch erreichte sie nicht nur den kleinen 
Teil derer, von denen ich eben sprach, son-
dern insbesondere die Personen, die dem Is-
lam sämtliche regressiven Tendenzen neiden 
und deren Feindschaft gegen Salafisten durch 
eine bestechende Ähnlichkeit gekennzeichnet 
ist. Seit Pegida kann man den großen Kampf 
der Patrioten aus Sachsen gegen die Islami-
sierung des Abendlandes als Chiffre für or-
dinären Ausländerhass ausmachen. Warum 
sollte eben dieses Spektrum, wenn es doch 
nur aus Faschisten und Nazis besteht, den Is-
lam als Religion angreifen? Müssten sie nicht 
qua Nazi-Ideologie alles Raumfremde und 
Nichtarische bekämpfen? Als ob ein christli-
cher Syrer bei Bachmann, Kubitscheck, Hö-
cke und Co. einen Platz am Biertresen hätte. 
Dennoch ist die Abwehr des Islam sowohl bei 
Pegida, bei der AfD als auch beim Ziegenwirt 
aus Schnellroda kein Zufall. Nicht das Auf-
einandertreffen zweier unterschiedlicher Kul-
turen führt zur Ablehnung des Islam, sondern 
die Konkurrenz um die Bestellung desselben 
Ackers. Vergleichen könnte man es mit dem 
ambitionierten Buhlen zweier Emporkömm-
linge eines Unternehmens um den Manager-
posten. Nur selten wird der eine vom ande-
ren voller Bewunderung sprechen und sei-
nen Chef davon überzeugen, dass sein Kon-
kurrent die richtige Wahl ist, besonders wenn 
er alles, was man selbst zu bieten hat, schon 
sehr erfolgreich praktiziert. Nur so lässt sich 
erklären, warum der bierbäuchige HfC-Papa, 
der gerne von seiner »Ahlen« spricht, die ihm 
sein Essen pünktlich und vor allem reichlich 
zubereiten soll, plötzlich sein Interesse an 
der AfD in Abgrenzung zum Islam mit dem 
Kampf für die Selbstbestimmung der Frau 
begründet.

Warum Vertreter von Corpsgeist, Männ-
lichkeitsgestus und der Verteidigung der ei-
genen Scholle gegen eine Religion ins Feld 
ziehen, die genau für diese Werte eintritt und 
mehr noch, sie erfolgreich und rigoros um-
setzt, kann so auf den Punkt gebracht wer-
den: Die Debatte um den Islam ist auch ei-
ne Neiddebatte. Die Vorstellung eines auto-
ritären Ultrakonservatismus, wie ihn der po-
litische Islam darstellt, entspricht der Denk-
weise der AfD-Anhänger eher, als die Wer-
te der westlichen Zivilisation. Während etab-
lierte Parteien, das Feuilleton und linke Kri-
tiker der AfD und der Neuen Rechten am 
liebsten gar nicht über den Islam sprechen 
wollen, wird bei der AfD und in Schnellro-

da sehr wohl darüber diskutiert. Wenn Björn 
Höcke im Mai 2016 bei einer Rede äußerte, 
dass nicht der Islam das Problem sei, sondern 
»unsere Dekadenz« und Karl Heinz Weiß-
mann, der politische Ziehvater von Götz Ku-
bitschek und Stammautor der Jungen Frei-
heit, erklärt, dass der Islam nicht sein Feind 
sei, sondern der Liberalismus, wird deutlich, 
dass man hier getrennt in den Farben an der 
gleichen Sache tüftelt und lediglich die ter-
ritoriale Nähe ein Problem darstellt. Nach-
lesen kann man die geistigen Ergüsse Weiß-
manns in der im März erschienenen Publika-
tion Die autoritäre Revolte. Die Neue Rechte 
und der Untergang des Abendlandes von Vol-
ker Weiß. Auch wenn Weiß, der auch für die 
Jungle World schreibt, sich im Verteilen von 
Attributen wie »eloquent« oder »scharfsin-
nig« bezüglich Weißmann und Kubitscheck 
in die Reihe der heimlichen Bewunderer ein-
ordnet, so hat er in seinem Buch doch einige 
gute Erkenntnisse hinsichtlich der Neidthese. 
Die AfD, so schreibt er, »weist panisch an-
hand demografischer Daten auf die angebli-
che Gefahr einer muslimischen Überzahl hin 
und […] möchte, was sie den Muslimen als 
,Geburten-Dschihad’ unterstellt, gern selbst 
praktizieren.« Das Beispiel der Frau als Ge-
bärmaschine, um Nachschub zum Kampf 
für den Ausweg aus der Krise zu produzie-
ren, zeigt die Gemeinsamkeiten der beiden 
konkurrierenden Modelle ein und derselben 
autoritären Ausrichtung. So wäre im Endef-
fekt ein bärtiger Imam Höcke genauso denk-
bar wie sein HJ-frisiertes Pendant. Oder ist 
hier noch niemand stutzig geworden, warum 
der selbsternannte Islamkritiker und regiona-
le Irre Sven Liebich ständig mit Mullahbart 
als Imam verkleidet durch die Straßen rennt? 
Autoritäre Charaktere zeigen eine große Be-
geisterung für den Islam, was sie keineswegs 
davon abhalten muss, AfD zu wählen.

DIE SOZIALE FRAGE
Den dritten und bedeutendsten Grund für den 
enormen Zulauf zur AfD hat, wie bereits den 
ersten Punkt, die Berliner Republik selbst zu 
verantworten. Im Zuge der Hartz-IV-Refor-
men und dem damit verbundenem Zeichen, 
wohin die Reise gehen kann, wurde der oh-
nehin schon ängstliche Mittelstand in eine 
Art Panikzustand versetzt. Man kann deut-
lich sehen, dass die Triebfedern potentieller 
AfD-Wähler bei Pegida und anderen Mon-
tagsdemonstrationen, neben der Flüchtlings-
politik von Bundeskanzlerin Merkel, auch 
immer wieder soziale Angst und das überstei-
gerte Gefühl, von der Presse belogen und be-
trogen zu werden, sind. Zumindest die sozi-
alen Ängste darf man nicht unter dem Label 
des besorgten Bürgers, der nur einen vorge-
schobenen Grund benötigt, um sein faschis-
tisches Gedankengut wieder salonfähig zu 
machen, abtun. Diese sozialen Ängste sind 
keine diffusen Spinnereien, sondern bittere 
Wirklichkeit.

In den letzten zwanzig Jahren wurde deut-
lich, dass der Staat nicht länger Interesse dar-
an hat, den Wohlfahrtsstaat unter der Prämis-
se Gleichheit und Volksfürsorge aufrechtzu-

erhalten. Er ist immer weniger dazu bereit, 
für Menschen zu sorgen, für die es keine Ver-
wendung auf dem Arbeitsmarkt gibt. Sein ei-
gentlicher Fokus liegt auf der internationa-
len Konkurrenzfähigkeit, wie die Privatisie-
rungswelle größerer staatlicher Betriebe zu 
Beginn der 2000er Jahre zeigt. Die Sozial-
hilfe wurde drastisch gekürzt und der Kün-
digungsschutz aufgeweicht. Konnte man vor 
Hartz IV auch mal eine längere Zeit arbeits-
los sein ohne gleich in Existenzängste ge-
stürzt zu werden, so ist mit den Hartz-Geset-
zen ein sozialer Abstieg vorprogrammiert. In-
folge dieser Politik stieg der Druck in der Ge-
sellschaft. Im Mittelstand, vom selbststän-
digen Handwerksbetrieb bis zum gewöhn-
lichen Angestellten, wuchs die Angst, bald 
selbst Darsteller des besonders von RTL 2 
betriebenen Elendsvoyeurismus zu sein. Die 
jüngeren Vertreter des Mittelstands versu-
chen dieser Entwicklung durch ein schon pe-
netrant wirkendes Herunterbeten ihrer Flexi-
bilität und ihrer Anpassungsfähigkeit Herr zu 
werden, während die Älteren unter ihnen auf-
grund ihrer fehlenden Skills bei Fremdspra-
chen und im IT-Bereich befürchten, nicht 
mehr mithalten zu können. Die Nachfrage 
nach qualifizierten Kräften aus dem Ausland 
ist hoch, und kein Bericht über die Flüchtlin-
ge kommt ohne den Hinweis aus, welche Be-
reicherung doch ihre einzelnen Qualifikatio-
nen für den Arbeitsmarkt seien.

Gleichzeitig wird sich über Ansichten und 
Verhaltensweisen der abgehängten Menschen 
lustig gemacht. Keine Comedy-Show und 
kein deutscher Comedian kommt ohne Wit-
ze über die Ronnys und Mandys aus den ein-
schlägigen Plattenbausiedlungen aus. So be-
schreibt David Schneider in der Bahamas 
völlig richtig, dass »wer sich heute über so-
zial Abgehängte lustig macht, keinen Rüffel 
für seine Überheblichkeit« bekommt, son-
dern jede Menge Applaus. Und Schneider 
weiter: »Das Hervorheben ästhetischer Ma-
kel politisch unliebsamer Personen passt als 
Amüsement gut in eine Zeit, in der Unter-
haltungsprogramme besonders beliebt sind, 
in denen es ausschließlich um die Freude an 
der Erniedrigung ohnehin schon Degradierter 
geht.« Die einfache Tatsache, dass auch Pro-
minente einen sozialen Abstieg erfahren kön-
nen, der sie nötigt, sich im Dschungelcamp 
sadistisch drangsalieren zu lassen, zeigt dem 
Zuschauer, wie schnell es abwärts gehen 
kann. Das Lachen über abgehalfterte Promis 
und abgehängte Plattenbaubewohner dient in 
erster Linie der Abgrenzung und verbirgt tat-
sächlich die Angst davor, selbst bald in Hal-
le-Neustadt, Leipzig-Grünau, Berlin-Mar-
zahn oder im Dschungel leben zu müssen.

Deshalb kann man bei den Forderungen 
derer, die sich wegen der ausgeführten Grün-
de für ein Kreuz rechts von der CDU ent-
schieden haben, vielmehr die Sehnsucht nach 
der goldenen Ära des Postfaschismus unter 
Ludwig Erhard und dem damit verbundenen 
Sozialstaat erkennen, als den Wunsch nach 
einer nationalsozialistischen Ordnung oder 
der Wiederherstellung des Abendlandes zu 
Zeiten von Richard Löwenherz.
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Die Ablehnung des Islam offenbart sich 
hier eben nicht nur als Chiffre für den Hass 
auf Ausländer, sondern auch als Chiffre für 
die wachsende soziale Unzufriedenheit. 
Auch hier ist die Projektion auf den Islam 
kein Zufall. Im Rahmen der Umgestaltung 
des Sozialstaats werden zahlreiche Aufgaben 
an private Initiativen delegiert. Beispielswei-
se wurden während der sogenannten Flücht-
lingskrise ehemals staatliche Sicherungs- und 
Versorgungsaufgaben an Bürgervereine, Cari-
tasverbände und Privatunternehmen abgege-
ben. 2015 zeigte die AG Antifa in ihren Pe-
gida-Thesen, dass auch die Familie im Zuge 
des Abbaus des Sozialstaates eine neue Be-
deutung als sicherheitsstiftende Bedarfsein-
heit erfuhr. (Vgl. Bonjour Tristesse #17/18.) 
Islamische Communities übernehmen ten-
denziell das Brachland, das der Staat auf sei-
nem Rückzug hinterließ. So konnte beobach-
tet werden, dass besonders in Vierteln, die 
dem AfD-Wähler als Vorhof zur Hölle er-
scheinen, wie in Kreuzberg oder in weiten 
Teilen des Ruhrpotts, der Islam die prakti-
schen Mittel und das ideologische Rüstzeug 
bereitstellt, um das Elend und die Not zu ver-
walten, für die sich der Staat nicht mehr ver-
antwortlich fühlt. Krankenversicherung, Ar-
beitslosenunterstützung und Altersvorsorge 
gewährt die Sippe, wobei religiöse Vorschrif-
ten, patriarchale Strukturen und Zwangsbin-
dungen die Haftung der einzelnen Mitglie-
der füreinander verbürgen. Statt auf kodifi-
zierten Gesetzen beruht die Sozialordnung 
auf Ehre und Schande. Familiengerichte und 
Brüderverbände übernehmen die Aufgaben 
von Justiz und Polizei. Auch wenn hierzulan-
de noch gezögert wird, islamischen Commu-
nities auch offiziell staatliche Funktionen zu 
übertragen, so zeichnet sich doch ab, was in 
britischen Großstädten längst klare Konturen 
gewonnen hat: Um Kosten bei der Integrati-
on und der Verwaltung zu sparen, nimmt der 
Staat die vermeintlich integrierende Kraft is-
lamischer Institutionen in Beschlag. So voll-

zog sich der Aufstieg des Islam zur Ideolo-
gie der Entrechteten und Geknechteten euro-
paweit nicht nur parallel zum Niedergang des 
Sozialstaates, sondern zwischen beiden Ent-
wicklungen gibt es einen unmittelbaren Zu-
sammenhang. Der von sozialer Armut be-
drohte Mittelstand bekommt eine Preview 
auf das, was ihn selbst ereilen könnte.

DIE VERSCHWÖRUNGSTHEORIE
Von diesen Gründen wollen diejenigen, die 

vom großen Strippenzieher aus Schnellro-
da sprechen und sich dadurch den Erfolg der 
AfD erklären, aber nichts wissen. Ihr Erklä-
rungsmodell ist einfach und gleichermaßen 
befriedigend. Über den Islam soll möglichst 
differenziert oder am besten gar nicht gespro-
chen werden, ebenso wenig über den Abbau 
des Sozialstaats und die damit verbundenen 
Schweinereien wie Hartz IV. Denn solange 
ein vorzeigbares Wahlergebnis einer rechten 
Partei einem »scharfsinnigen«, »hochintelli-
genten« und »eloquenten« Spindoctor vom 
Lande zugeschrieben werden kann, muss 
man nicht an den Säulen der Berliner Repu-
blik rütteln. So verwundert es kaum, dass bei 
keiner etablierten Partei das Bedürfnis vor-
handen ist, Hartz IV wieder abzuschaffen. 
Vermeintliche Ausnahme ist die Linkspar-
tei, bei der sich die beiden Spitzenkandidaten 
Sahra Wagenknecht und Dietmar Bartsch zu-
mindest in einem Punkt einig sind: Man müs-
se auch versuchen die AfD-Wähler anzuspre-
chen. Die Linke geht 2017 mit den erklärten 
Zielen in den Wahlkampf, Hartz IV abschaf-
fen und eine »Mindestsicherung von 1050 
Euro« ohne Sanktionen und Kürzungsmög-
lichkeiten einführen zu wollen. Das klingt je-
doch eher nach Satire, bedenkt man, dass die 
Linkspartei, obwohl sie gegen Hartz IV po-
lemisiert, in den Ländern, in denen sie mit-
regiert, den Gesetzesverschärfungen zuge-
stimmt hat. Sowohl in Brandenburg als auch 
in Thüringen stimmten die Abgeordneten für 
die von Bundesarbeitsministerin Nahles ein-

geforderten Rechtsverschärfungen von Hartz 
IV. Hier zeigt sich, dass es der Linken nicht 
um die Abschaffung des Elends geht, sondern 
stattdessen darum, ihre potentiellen Wähler 
nicht an die AfD zu verlieren.

Auch die Antifa und die unzähligen zivi-
len Bündnisse gegen Rechts glauben fest an 
die Bedrohung vom Ziegenhof und pendeln 
deshalb regelmäßig nach Schnellroda, um 
dem Götz mal richtig die Meinung zu geigen. 
Dabei gibt sich das hiesige Bündnis Nohalgi-
da immer betont kämpferisch und verlautbart: 
Solange die »Menschenfeinde vom IfS ihre 
gesellschaftliche Wirkmächtigkeit entfalten 
können«, ist davon auszugehen, dass die lo-
kalen Bündnisse und Antifaschisten wei-
ter in die Pampa reisen. Wie nervig die stän-
digen Auftritte vorm Scheunentor für Ku-
bitscheck wirklich sind, bleibt fraglich, be-
kommt er doch so endlich die Aufmerksam-
keit, um die er schon lange buhlt. Offensicht-
lich kann er sich momentan vor Fame kaum 
retten. Von der Taz bis zur Frankfurter All-
gemeinen Zeitung, von Kulturzeit bis Fakt 
ist, von Linkspartei bis CDU und von Anti-
fa bis SDS sind sich alle einig: Die Ideenge-
ber und Drahtzieher des Wahlerfolgs der AfD 
sitzen in Schnellroda. Das Herunterbrechen 
gesellschaftlicher Verhältnisse auf einfache 
Formeln ist eben bedeutend bequemer, als ih-
re Analyse. Deshalb nimmt man den Weg ins 
Kaff gerne auf sich, um den hofierten Spin-
doctor beim Melken seiner Ziege zu beobach-
ten. Letztendlich macht es aber nur deutlich, 
dass die Mär vom Einfluss der Neuen Rech-
ten auf den Erfolg der AfD eine staatstragen-
de Verschwörungstheorie ist, um sich mit den 
eigentlichen Gründen des Wahlerfolgs nicht 
auseinandersetzen zu müssen. Erstaunlicher-
weise hängen ihr auch Leute an, die sich 
sonst über Aluhüte lustig machen.

Florian Pätzold

Anmerkungen:
1	 Während Carl Schmitt seine Theorien im-

mer auf Höhe der Zeit entwickelte und sei-
ne Kritik an der Weimarer Verfassung formu-
lierte, so übernehmen Kubitschek und Co. die-
se Theorien und wenden sie auf die Verfas-
sung der Bundesrepublik an. Eigene Theori-
en werden in der »Denkfabrik« Schnellroda 
nicht entwickelt und so bleibt Kubitschek nur 
ein Rindvieh, das gern Bauer sein möchte.

2	 Jedenfalls schnitt die AfD (7%) besser ab als 
die CDU (4%). Sieben Prozent wirkt auf den 
ersten Blick nicht viel, bei nur 2.000 Befrag-
ten dennoch ein überraschend großer Teil. Hin-
zu kommt, dass auch viele ihr Kreuz aus Prin-
zip nicht bei der AfD machen, den Islam 
dennoch als Bedrohung für die Freiheit ih-
rer sexuellen Ausrichtung wahrnehmen.
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!!!Achtung: Anquatschversuche!!!
Wir wollen Dich eindringlich warnen! In den Wochen 
nach dem 1. Mai kam es zu mehreren Anquatsch-
versuchen durch Bullen, die versuchten Informatio-
nen über die Szene zu sammeln. Wir sind sehr froh, 
dass die aufmerksamen Bewohner der Hasi (Konspi-
rativer Treffpunkt in der Hafenstraße 7) den jüngsten 
Aushorchversuch der Staatsmacht enttarnt und sofort 
bei Indymedia gemeldet haben. Drei Beamte in Frei-
zeitkleidung (blaue Jeans, dunkle Sportjacke, Oberlip-
penbart) fuhren vor dem Haus vor, stiegen aus, betra-
ten das Gelände, klingelten an der Tür, wiesen sich 
aus und fragten nach Zeugen, die einen Angriff weni-
ge Tage zuvor unweit des Hauses beobachtet hätten. 
Zufälligerweise hatten tatsächlich brutale Faschos am 
1. Mai unweit des Hauses eine Gruppe Jugendlicher 
zusammengeschlagen. Von den ausgeklügelten Ver-
stellungstricks der Cops hätten sich weniger geschul-
te Genossen vermutlich täuschen lassen. Die wa-
chen Bewohner durchschauten das Vorgehen jedoch 
als raffinierte Masche des Staatsschutzes, der seine 
besten Männer, getarnt als trotteliges Schreibmaschi-
nenpersonal, vorgeschickt hatte, um mit ausgeklügel-
ten Fragemethoden und hinterhältiger Gefühlserpres-
sung Einblicke in die Verhaltensmuster der Szenemit-
glieder zu erhalten. Jüngst berichtete uns ein Genos-
se (im Folgenden A) von einer weiteren Anquatsche. In 
den vergangenen Wochen hätte ihn mindestens ein-
mal ein Bullenschwein (im Folgenden Verfassungs-
schutzarschloch) angerufen. Nachdem A den Hörer 
seines Telefons abnahm, wobei er bereits ein merk-
würdiges Knacken in der Leitung vernahm, an das er 
sich bei der Erzählung wieder erinnerte, meldete sich 
am anderen Ende jemand unter dem Decknamen Rolf 
Krüger in zugelegter Mansfelder Mundart. Das Ver-
fassungsschutzarschloch behauptete, As gestohle-
nes Fahrrad wäre sichergestellt worden, er könne es 
sich nun auf dem Revier abholen. A wurde umgehend 
misstrauisch. Er machte spontan das einzig Richti-
ge, legte auf und riss das Telefon aus der Wand. An-
gesichts dieser Vorfälle, die unbedingte Bitte an Dich, 
uns alle verdächtigen Beobachtungen zu melden. 
Wenn Du die Dinge nimmst, wie sie auf den ersten 
Blick erscheinen, gefährdest du Dich und Deine Ge-
nossen! Denk dran: Keine Namen, keine Strukturen! 
Bleib wachsam!� [haj]

Eine hallische Geschichte
Im Mai 2017 eröffnete am im Zentrum der Stadt ge-
legenen Hallmarkt ein Hotel der französischen Hotel-
kette »B&B«. Dies geschah rechtzeitig vor dem wohl 
einzigen Event des Jahres, den Händelfestspielen, 
das in Ansätzen internationales Publikum anzieht und 
über ein gewisses Renommee verfügt. Aber auch au-
ßerhalb dieser Zeit ist es in Halle schwer, seine Gäs-
te in einer einigermaßen akzeptablen und bezahlba-
ren Unterkunft unterzubringen. Die vorhandenen Häu-
ser liegen zumeist in zwielichtigen Gegenden (Do-
rint Charlottenhof und Dormotel Europa), haben in-
akzeptabel hässliche Zimmer (fast alle) oder versu-
chen mit aufdringlichem Alt-Herren-Humor am Interi-
eur – »immer noch feucht?« – (Dormero Rotes Ross) 
zu punkten. Fast alle Hotels präsentieren sich abge-
wohnt und unattraktiv und damit so, wie es auf einem 
Markt, dessen Potenzial längst einvernehmlich verteilt 
wurde, erwartbar ist. Diese kartellhafte Situation dürf-
te der Grund dafür sein, dass die Zimmerpreise in Hal-
le dennoch über dem Durchschnitt einer Stadt dieser 
Größe und touristischen Ausstrahlung liegen. Nach 
Angaben des Leiters des hallischen Stadtmarketings, 
Stefan Voß, belegt Halle bei der Hotelkapazität unter 

vergleichbaren deutschen Städten den letzten Platz. 
Selbst das etwa gleich große und nun nicht unbe-
dingt den Duft der weiten Welt versprühende Chem-
nitz verfügt über 25 Prozent mehr Hotelbetten. Caro-
line Wichmann, Sprecherin der Leopoldina, gab in der 
Mitteldeutschen Zeitung an, dass das wissenschaftli-
che Institut für die erfolgreiche Unterbringung der Gäs-
te bei größeren Veranstaltungen die benötigten Hotel-
zimmer rund ein Jahr zuvor buchen müsse. Die Schlie-
ßung des in der Tat keinerlei Ansprüchen mehr gerecht 
werdenden Maritim-Hotels (selbst Mitarbeiter nannten 
die Zimmer liebevoll »Löcher«) und dessen Nutzung 
als vorübergehende Flüchtlingsunterkunft verschärf-
te die Situation zusätzlich. So verfügte Halle 2016 le-
diglich über die Hotelbettenkapazität des Jahres 1994. 
Vor die Wahl gestellt, ob man für eine Menge Geld lie-
ber neben einem Bordell, in einer Proll-Partyzone oder 
am örtlichen Crystal-Meth-Umschlagplatz nächtigen 
möchte, entschieden sich daher ohnehin viele Gäste 
für das quietschende Gästebett der nächstbesten WG 
oder befreundeten Familie.

Dass mit der Eröffnung des Budgethotels am Hall-
markt, durchaus einer der attraktiveren Orte der Stadt, 
nun also erfreulicherweise eine Alternative zum vor-
handenen Hotelsumpf besteht, ist damit selbstver-
ständlich eine gute Nachricht. Besonders der Experte 
Bertram Thieme hatte jedoch bereits früh vor dem Bau 
weiterer Hotels in Halle gewarnt und ließ kein Mikrofon 
aus, um Warnungen wie diese in die Welt zu setzen: 
Er sei aufgrund der betriebswirtschaftlichen Situation 
der sieben »bedeutenden« Hotels in Halle »besorgt 
und tief beunruhigt«. Die Auslastungsquote liege bei 
knapp 40 Prozent und sei damit »katastrophal«. Und 
überhaupt: »Dieses Hotel braucht Halle nicht.« Insbe-
sondere das hallische Fachblatt für Todesanzeigen, 
die Mitteldeutsche Zeitung, ließ Thieme immer wie-
der zu Wort kommen. Doch der Mann ist kein neutraler 
Analyst, sondern vertritt als Direktor des Dorint-Hotels 
handfeste eigene Interessen. Thieme selbst ist seit 40 
Jahren (in dieser Zeit wechselte er seinen Arbeitsplatz 
genau ein Mal) als Hoteldirektor tätig. Seine DDR-So-
zialisation und damit auch die 40 Jahre in Halle mögen 
zwar ihre Spuren hinterlassen haben. Seine zur Schau 
gestellte Sorge ob der ernsthaften Konkurrenz ist je-
doch nicht allein taktisches Kalkül, sondern entspringt 
dem Wissen, dass das eigene Produkt als bestenfalls 
mittelmäßig einzuschätzen ist und lediglich aus Man-
gel an besseren Alternativen gefragt war. Doch dass 
ein Hoteldirektor nichts unversucht lässt, sich lästige 
Konkurrenz vom Leib zu halten, ist nachvollziehbar 
und derlei Lobbyarbeit dürfte zum Anforderungspro-
fil eines Hoteldirektors gehören. Die lässige Kampfan-
sage der B&B-Managerin Sina Wolf, die auf Nachfra-
ge verlauten ließ, dass »letztlich der Gast entscheidet, 
was er will«, ist zwar überaus banal. Der Wahrheitsge-
halt der Aussage und deren Konsequenz dürfte den 
alteingesessenen Hoteliers zukünftig jedoch noch ei-
nige Sorgen bereiten.

Die wiederholte Bemühung Thiemes als Zitate-On-
kel zeigt darüber hinaus deutlich, auf welcher Seite 
der Barrikade sich die Mitteldeutsche Zeitung im »hal-
lischen Bettenstreit« verortet. Sie bedient damit kon-
servative und antikapitalistische Reflexe zugleich. Die 
Verteidigung des Bestehenden, die Angst vor Verän-
derung sowie das Ressentiment gegen ausländische 
Heuschrecken sind feste Denkgebäude ihrer Leser-
schaft. Wie gesagt, eine hallische Geschichte, sonst 
nichts.� [mab]

Sag mir, wo du stehst
Eine Podiumsveranstaltung, die ihren Titel aus ei-
nem gleichnamigen DDR-Lied bezieht, verspricht 
nichts Gutes. Dass es stets noch schlimmer werden 
kann, bewies der Antifaschistische Frauenblock Leip-
zig (AFBL) Ende des vergangenen Jahres mit der Ver-
anstaltung »Sag mir wo du stehst« im Leipziger Sze-
neschuppen Conne Island. Der Frauenblock, der 2010 
durch unhaltbare Sexismusvorwürfe dafür gesorgt hat-
te, dass der Bahamas-Redakteur Justus Wertmüller 
für einen Vortrag aus dem Conne Island wieder aus-
geladen wurde, bewies bei der eigenen Veranstaltung 
ein besseres Händchen in Bezug auf die Auswahl der 
Vortragenden. Denn kein anderes Ensemble aus Anti-
fa-Gruppen hätte den Verfall der Leipziger Linken bes-
ser darstellen können: Antifa Klein-Paris aka »Mein 
Leipzig lob ich mir«, die interventionistische Gruppe 
Prisma aka »Ossis gegen Nazis« und The Future is 
unwritten aka »Israel ist cool, aber …«. Mit der Veran-
staltung sollte geprüft werden, ob Leipzig immer noch 
als Hochburg der israelsolidarischen Linken bezeich-
net werden kann. Dass ganz Leipzig zusammen, aber 
niemand hinter Israel steht, wurde stattdessen den 
scharenweise angereisten Zuschauern durch ein müh-
sames Frage-Antwortspiel verdeutlicht.

Nachdem der bei linken Veranstaltungen belieb-
te Kuschelkurs, durch das Verbot in der anschließen-
den Diskussionsrunde persönlich angreifend zu wer-
den, festgelegt wurde, stellte die Moderation die ver-
schiedenen Gruppen vor. Die erste Frage zielte auf 
den Umgang der einzelnen Gruppen mit Antisemitis-
mus ab. Gleich zu Beginn preschte eine Gruppe vor, 
bei welcher die Lächerlichkeit ihres Namens nur noch 
von der Abkürzung desselben übertroffen wird: Anti-
fa Klein-Paris (AKP). Diese möchte, so ihr Sprecher, 
von dem Begriff des strukturellen Antisemitismus Ab-
stand nehmen, da dieser ihrer Meinung nach zu un-
differenziert genutzt werden würde und dieser, wie 
das Schwenken von Israelfahnen, dem »antideut-
schen Szenekitsch« zuzuordnen sei. Stattdessen wur-
de im Duktus konstruktiver Kritik die Unterscheidung 
zwischen völkischem (gegen Juden und Israel gerich-
tet) und bürgerlichem Antisemitismus (Schuldabwehr) 
vorgeschlagen.

Während sich schon da abzeichnete, dass dieser 
Abend ein langwieriger werden sollte, kam die zwei-
te Gruppe zu Wort. Prisma stellte sofort klar, dass 
sie keine »geopolitische Gruppe« seien und sie des-
halb partout keine Antwort darauf geben könnten, wie 
es um die Bedrohung Israels stehe. Sie wissen aller-
dings sehr wohl, dass »das Existenzrecht Israels nicht 
in Frage zu stellen« sei und sie somit als israelsolida-
risch zu bezeichnen wären.

Dass sich in Leipzig anscheinend jeder gern als is-
raelsolidarisch versteht, Israel sich zum Glück jedoch 
nicht auf Leipziger Antifaschisten verlassen muss, 
wurde kurz darauf bei der Gruppe The Future is un-
written deutlich. Mit der Aussage, dass sie bei aller Kri-
tik an Israel dem Staat der Shoa-Überlebenden den-
noch solidarisch gegenüberstehen, bewies die Gruppe 
mehr Solidarität mit ihrem Mothership, dem Ums-Gan-
ze-Bündnis, als mit Israel. Denn mutmaßt man, wel-
che Kritik eine antinationale Gruppe an Israel äußern 
könnte, wird man kurz darauf in seiner Vorahnung be-
stätigt. Die verquere Kritik kann folgendermaßen zu-
sammengefasst werden: 1. Israel ist ein Staat. 2. Jeder 
momentan existierende Staat ist dem kapitalistischen 
Prinzip unterworfen. 3. Kapitalismus produziere Anti-
semitismus. Daraus folgt, dass Israel also selbst Anti-
semitismus produziere und es sich somit das weltwei-

The same procedure … as every day. WAHNSINN, KURIOSITÄTEN UND 
ERFREULICHES AUS DER PROVINZ.
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te Aufkommen von antisemitischen Vernichtungsphan-
tasien selbst zuzuschreiben habe.

Als hätten die Gruppen nicht schon während des 
Abends bewiesen, dass man sich in Leipzig lieber mit 
Nazis als mit Antisemitismus auseinandersetzt und 
man sogar auf Nachfrage vom islamischen Antisemi-
tismus nichts wissen möchte: Im Nachgang zur Veran-
staltung veröffentlichte eine der größten Leipziger An-
tifagruppen, die Antifa Klein-Paris, unter dem albernen 
Titel Wo wir stehen, wo wir kämpfen einen Text, in dem 
die Gruppe versucht Missverständnisse zu klären, je-
doch nur eindrucksvoll zeigt, dass sich der gemeine 
Antifa-Ossi im »Kuddelmuddel des Nahen und Mittle-
ren Ostens« einfach nicht zurechtfinden kann.

So bleibt in Bezug auf Israel zu attestieren, dass, 
wer solche Freunde hat, keine Feinde mehr braucht, 
und man den Leipziger Gruppen nur die Daumen drü-
cken kann, dass die nächste Nazi- oder Anti-TTIP-De-
mo bald kommt, bevor sie aus Mangel an Beschäfti-
gungsfeldern vollends ihre Existenzberechtigung ver-
lieren.� [rhd]

Glücksmomente 1942
Von einer Mieterzeitschrift erwartet man nicht viel, und 
das ist manchmal auch gut so. Meldungen darüber, 
welche Mietshäuser saniert wurden, stehen neben Re-
zepten und der Einladung zum alljährlichen Mieterfest. 
So weit, so harmlos, so schnarchig. In seiner Mieter-
zeitschrift geht der Bauverein Halle & Leuna eG ganz 
ähnlich vor. Die hallische Wohnungsgenossenschaft 
stellt in Bauverein aktuell vor, was sie selbst so alles für 
ihre Mieter macht. Die Älteren unter ihnen werden zu 
runden Geburtstagen persönlich beglückwünscht, wie 
etwa Werner Lindemann zu seinem Hundertsten. Über 
diese Gratulation schrieb der Bauverein ein wenig aus-
führlicher, und die Geschichte von Werner Lindemann 
ist so herzergreifend wie deutsch. »Begeistert berich-
tete er von seiner 50-jährigen Tätigkeit als Eisenbah-
ner und den damit verbundenen Glücksmomenten. 
So rettete sein schon frühes Interesse an Dampflo-
komotiven im Jahr 1942 sein Leben, als er durch ei-
nen Sonderbefehl für Reichsbahnmitarbeiter die Ost-
front vorzeitig in Richtung Heimat verlassen durfte.« 
Was für ein unheimliches Glück Lindemann doch hat-
te. Bevor er in Stalingrad eingekesselt, Kriegsgefange-
ner, verletzt oder getötet wurde, durfte der Angestellte 
der Reichsbahn ganz offiziell aus dem Schützengra-
ben gen »Heimat« flüchten. Mit einem Sonderbefehl 
wird der Lokomotivführer aber nicht zurückbeordert 
worden sein, um den normalen Eisenbahnverkehr auf-
rechtzuerhalten. Ein Sonderbefehl für Lokführer konn-
te 1942 nur zweierlei bedeuten: Entweder transportier-
te er kriegswichtiges Material oder KZ-Häftlinge, für die 
die Order alles andere als Glücksmomente bedeute-
ten – im Gegensatz zu Lindemann. Was genau sei-
ne Aufgaben ab 1942 waren, bleibt unerwähnt, so wie 
Oma, Opa oder eben ein Herr Lindemann nur ihre hal-
be Geschichte erzählen und dabei ihre eigene Verstri-
ckung in die Nazibarbarei geflissentlich auslassen. An-
sonsten hätte der Bauverein den Hallenser auch nicht 
als besonders sympathischen Mieter vorstellen kön-
nen, der seine Nachbarn in Halle-Neustadt gern mit 
seinen Geschichten nervt. Vor allem hätte man ihm 
dabei nicht noch alles Gute wünschen können: »Wir 
wünschen Herrn Lindemann, dass er noch lange von 
all seinen Erlebnissen erzählen kann.« Und wir wün-
schen uns dann doch lieber Kochrezepte.� [finow]

Scheiß Drecksblatt I
Die Mitteldeutsche Zeitung (MZ) ist ein scheiß Drecks-
blatt! Was wie ein neuer Aufkleberslogan der AG No 
Tears for Krauts klingt, ist unsere Feststellung aus der 
letzten Ausgabe der Bonjour Tristesse. Wir beschei-
nigten der lokalen Gossengazette eine sensationsgie-

rige Anbiederung an ihr Publikum (vgl. Bonjour Tristes-
se #21). Wie Recht wir damit hatten, veranschaulich-
te das Wurstblatt eindrucksvoll Ende des vergangenen 
Jahres. Traditionell werden zu dieser Zeit Sachsen-An-
halts beliebteste Vornamen veröffentlicht. 2016 waren 
es der Jungsname Ben und der Mädchenname Mia. 
Kurze und knackige Namen, bei denen der mundfau-
le Hallore nur selten stolpert. Als Illustration für die On-
lineveröffentlichung nutze die Redaktion ein Foto mit 
vier Babys, das bei ihrer Leserschaft großes Entset-
zen auslöste. Drei der vier Neugeborenen hatten eine 
dunklere Hautfarbe als der gemeine MZ-Leser ertra-
gen konnte. Es hagelte einen Shitstorm, bei dem sich 
die Ronnys, Maiks und Mandys des Landes darüber 
auskotzten, wie undeutsch diese vier Babys aussehen 
und dass die MZ bei der aktuellen politischen Situati-
on doch etwas sensibler mit der geknechteten Volks-
seele umgehen müsse. Einige der Hater auf Facebook 
warfen der Redaktion sogar vor, sie hätte das Bild ab-
sichtlich gewählt um zu zeigen, wie rechts der Osten 
sei. Wäre das der Fall gewesen, hätten wir wohlwol-
lend eine Schachtel Hallorenkugeln durch ihren Brief-
kastenschlitz gepresst. Dass dies nicht nötig ist, zeig-
te die Reaktion der Onlineredaktion unter einem der 
Hasskommentare auf Facebook. Hier versicherte sie 
ihrer wutschnaubenden Leserschaft, man wisse nicht, 
wie die Babys auf dem Bild heißen und werde den 
Fauxpas durch einen Bilderaustausch beheben. Ihren 
Worten ließen sie Taten folgen, und das Foto mit den 
»undeutschen Babys« verschwand letztendlich von 
der MZ-Website. Der Pöbel war dadurch beschwich-
tigt und freute sich über so viel Einsicht und Volksnä-
he seiner Zeitung. Das Einknicken vor dem virtuellen 
Mob war keine Überraschung, sondern ist Ausdruck 
des vermaledeiten Zustandes der ostdeutschen Lokal-
presse. Wer den Zorn über vier Babys unkommentiert 
stehen lässt und sich ihm sogar beugt, muss als das 
benannt werden, was es ist: ein Drecksblatt! Vielleicht 
sollte die nächste Scheiß-Drecksnest-Demonstration 
nicht in einem der vielen ekelhaften Käffer Sachsen 
Anhalts stattfinden, sondern direkt durch die Redakti-
onsräume der Mitteldeutschen Zeitung gehen.� [flp]

Scheiß Drecksblatt II
Dass Lokalzeitungen und objektive Berichterstattung 
sich gegenseitig ausschließen, ist keine neue Erkennt-
nis. Allzu häufig versucht man, die Meinung der ei-
genen Schollenbewohner wiederzugeben und damit 
den eigens zusammen geklöppelten Wahnsinn auf-
lagesteigernd unter die Leute zu bringen. Umso wei-
ter das Untersuchungsobjekt dabei vom eigenen Ter-
rain entfernt ist, umso größer ist die eigene Projekti-
onsleistung – jedenfalls scheint das die Faustregel der 
meisten deutschen Journalisten zu sein, wenn es um 
Israel geht.

Einmal mehr konnte man diese journalistische Pra-
xis in der Rentner-Abonnementgazette Mitteldeutsche 
Zeitung (MZ) nachlesen. Am 26. April dieses Jahres 
kommentierte Inge Günther die Gesprächsabsage 
des israelischen Ministerpräsidenten Benjamin Netan-
jahu an den deutschen Außenminister Sigmar Gabri-
el im Zuge seines Antrittsbesuches in Israel. Der be-
kannte Grund für die Absage: Gabriel traf sich mit den 
beiden israelischen NGOs Breaking the Silence (BtS) 
und B‘Tselem, deren Tätigkeiten in Anklagen gegen Is-
rael münden. Günther, die ihren Beruf als Heilpädago-
gin mit eingebautem Helfersyndrom an den Nagel hing, 
um auf ihr Steckenpferd – Streicheln der palästinen-
sischen Volksseele kombiniert mit manifestem Israel-
hass – umzusatteln, ist Nahost-Korrespondentin. Die-
jenigen, die bisher das Glück hatten, noch nichts von 
der Hamasfreundin gehört zu haben, verlässt an die-
ser Stelle eben jenes. Für die Autorin des Dumont-Ver-
lages gilt offenbar die antiimperialistische Regel: Wo 

es Stärkere gibt, immer auf der Seite der Schwäche-
ren stehen – unabhängig davon, was die Schwäche-
ren machen.

Zwei wahllose Beispiele der Schreibtischtäterin: Im 
Jahr 2009 brachte es Günther fertig, die Hamas in ei-
ne Antiterrorgruppe umzulügen, nachdem diese einen 
Al-Qaida-Ableger aus dem Gazastreifen gejagt hatte. 
Der totalitäre Anspruch der Hamas wollte ihr nicht auf-
fallen. Als 2015 die Messerintifada in vollem Gange 
war, betonte sie, dass die Täter zwischen 11 und 70 
Jahren waren. Wenn sich Jung und Alt wehren, müs-
sen sie für ihren Volksaufstand doch wahrlich gute 
Gründe haben, so die Logik. Die antisemitischen Er-
ziehungsmethoden der einzelnen Cliquen, die erfolg-
reich die jüngsten Arrestanten gegen den jüdischen 
Staat aufhetzen, erwähnte die Autorin mit keiner Silbe. 
Unter der MZ-Schlagzeile »Das muss Israel aushal-
ten« geriet Günther am 26. April dieses Jahres au-
ßer Rand und Band. Natürlich gab sie Netanjahu auf-
grund der »barschen Aufforderung« die Schuld an der 
diplomatischen Misere. Nicht etwa, dass der eigentli-
che Skandal das Treffen Gabriels mit zwei NGOs war, 
die Israel um alles in der Welt Verbrechen an Paläs-
tinensern unterstellen wollen. Das sieht Günther an-
ders. Ihr Kommentar nimmt von der Headline bis zum 
Schluss wahnhafte Ausmaße an. Der ihrerseits an-
geschlagene Befehlston der Überschrift verweist auf 
die schlechte Umgangsform, die sie Netanjahu unter-
stellt. Es scheint gerade ein Trendsport der Israelkriti-
ker zu sein, sich auf Israelis zu berufen, um sachlich 
zu wirken. Aus diesem Grund verteidigt Günther Gab-
riels Besuch bei den israelischen Organisationen. Die 
Ähnlichkeiten hinsichtlich fragwürdiger Rechercheme-
thoden und dem Weglassen wichtiger Fakten sind den 
Frontkämpfern gegen Israel à la Günther virulent. Es 
ist eben nur ein Teil der Wahrheit, dass die Organisati-
onen der »national-rechten Regierung […] ein Dorn im 
Auge sind«. Ebenso lehnte beispielsweise der Oppo-
sitionsführer Jitzhak Herzog das Treffen Gabriels mit 
den beiden NGOs ab. Dies ist nicht weiter verwunder-
lich, befinden sich in deren Reihen waschechte Antise-
miten. All das verschweigt die Nahost-Korresponden-
tin, um Breaking the Silence und B‘Tselem auf den So-
ckel der Bürgerrechtsorganisationen hieven zu können. 
Die rasende Reporterin fährt fort und rückt die »einzi-
ge Demokratie im Nahen Osten« in eine unheilvolle 
Nähe, indem sie ernsthaft behauptet, deutsche Politi-
ker hätten sich in »Ägypten, Russland oder in der Tür-
kei« mit den »jeweiligen Zivilgesellschaften« getroffen 
bzw. auf dieses »Recht« bestanden. Mehr noch fällt Is-
rael hinter die erwähnten Staaten und ihre Autokraten 
zurück – Treffen dort, aber hier nicht ohne Konsequen-
zen. Die Unverfrorenheit, Israel in eine Reihe mit Staa-
ten zu stellen, die in den letzten Jahren die schlimms-
ten Rollbacks hingelegt haben und die Menschen ver-
folgen, die nicht in ihrer Gemeinschaft aufgehen möch-
ten, wird abermals getoppt. Das liest sich dann folgen-
dermaßen: »Mag Israels Premier, der sich in seinem ri-
giden Umgang mit Andersdenkenden einiges von Do-
nald Trump abgeguckt zu haben scheint, dafür noch so 
viel Beifall von der Siedlerlobby bekommen. ‚Breaking 
the Silence‘ bringt er damit nicht zum Schweigen.« Ab-
gesehen davon, dass Netanjahu mindestens seit 1982 
politisch aktiv ist – also zu einem Zeitpunkt, als Trump 
noch sehr weit davon entfernt war, einen Einstieg in 
die Politik zu wagen –, Hauptsache man konnte noch-
mal auf den kleinen und großen Satan anspielen. 
Inge Günther ist der nächste Karriereschritt in der Du-
mont-Familie zu wünschen: Eine Anstellung bei dem 
hallischen kostenlosen Wegwerfmagazin Aha – Alles 
Halle. Hier können dann endlich die Einheimischen 
und ihre rasende Reporterin zu sich kommen.� [axel]
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